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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und
des Bundeskanzleramtes
1. Abgeordnete
Dr. Gesine

Lötzsch
(DIE LINKE.)
Was hat die Bundesregierung unternommen,
um die Arbeit der Behörde der Bundesbeauf-
tragten für die Unterlagen des Staatssicher-
heitsdienstes der ehemaligen Deutschen De-
mokratischen Republik (BStU) zu qualifizie-
ren, und was spricht aus Sicht der Bundesregie-
rung dagegen, die BStU in das Bundesarchiv
einzugliedern?
Antwort des Beauftragten der Bundesregierung

für Kultur und Medien, Staatsminister Bernd Neumann

vom 3. Juni 2009
Die Aufgaben der BStU sind gesetzlich durch das Gesetz über die
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen
Demokratischen Republik (Stasi-Unterlagen-Gesetz (StUG)) vorgege-
ben. Gemäß § 37 Absatz 5 Satz 2 StUG ist die Bundesbeauftragte in
Ausübung ihres Amtes unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen.
Die Bundesregierung hat lediglich eine Rechtsaufsicht. Nach der Fort-
schreibung der Gedenkstättenkonzeption des Bundes, die die Bundes-
regierung am 18. Juni 2008 vorgelegt hat (Bundestagsdrucksache 16/
9875, Seite 6), sollen die Stasi-Unterlagen zu einem vom Deutschen
Bundestag festzulegenden Zeitpunkt in die allgemeine Archivverwal-
tung integriert werden. In der nächsten Legislaturperiode wird der
Deutsche Bundestag eine unabhängige Expertenkommission einset-
zen, die Vorschläge zur Zukunft der BStU machen soll. Über die Um-
setzung entscheidet der Deutsche Bundestag.
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
2. Abgeordneter
Hüseyin-Kenan

Aydin

(DIE LINKE.)
Welche politischen Initiativen gehen von der
Bundesregierung in dem Fall der willkürlichen
Verhaftung des namhaften Menschenrechtlers
Yahya Mohamed el Hafed Aaza, Mitglied
der marokkanischen Vereinigung zur Verteidi-
gung der Menschenrechte/Sektion Tan-Tan
(AMDH) und in der Konstitutiven Versamm-
lung des Kollektivs der sahrauischen Men-
schenrechtsvertreter (CODESA), nach einer
friedlichen Demonstration aus, der sich derzeit
in einem lebensbedrohlichen Stadium seines
Hungerstreiks befindet?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Ammon

vom 2. Juni 2009
Die Deutsche Botschaft Rabat verfolgt den Fall Yahya Mohamed el
Hafed Aaza aufmerksam und steht hierzu kontinuierlich in Kontakt
mit der marokkanischen Vereinigung zur Verteidigung der Menschen-
rechte (AMDH). Informationen von Front Line, einer internationalen
Stiftung zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern zufolge, hatte
Yahya Mohamed el Hafed Aaza am 20. Mai 2009 seinen Hunger-
streik beendet, nachdem ihm von der Gefängnisleitung bessere Haft-
bedingungen zugesagt worden waren. Berichte und Nachfragen bei
AMDH legen nahe, dass Yahya Mohamed el Hafed Aaza den Hun-
gerstreik kurz darauf erneut aufgenommen hat, vermutlich nachdem
Zusagen der Behörden zurückgezogen wurden. Diesen Berichten zu-
folge wurde er am 26. Mai 2009 in die Intensivstation eines Kranken-
hauses in Agadir eingeliefert.

Im Rahmen der Koordinierung der Botschaften der EU-Mitgliedstaa-
ten in Rabat hat die Deutsche Botschaft angeregt, den Fall zum
Gegenstand einer Menschenrechts-Demarche der EU-Präsidentschaft
gegenüber dem marokkanischen Außenministerium zu machen.
Der Vorschlag fand Zustimmung im Kreis der Mitgliedstaaten. Die
Demarche soll so rasch wie möglich durchgeführt werden.

Die Menschenrechtslage in der von Marokko verwalteten Westsahara
ist im Übrigen regelmäßig Gegenstand sowohl bilateraler politischer
Gespräche als auch des politischen Dialogs der Europäischen Union
mit Marokko.
3. Abgeordnete
Dr. Uschi

Eid
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wird die Bundesregierung die Kandidatur des
ägyptischen Kulturministers Dr. Farouk
Hosny für das Amt des Generalsekretärs der
UNESCO unterstützen, obwohl dieser laut
Presseberichten in einer Sitzung des ägypti-
schen Parlaments 2008 erklärt hat, in ägypti-
schen Bibliotheken befindliche israelische Bü-
cher verbrennen zu wollen?
Antwort des Staatsministers Dr. h. c. Gernot Erler

vom 29. Mai 2009
Die Bundesregierung prüft die Kandidaturen für das Amt des Gene-
raldirektors der UNESCO, dessen Wahl im Herbst ansteht, sorgfältig,
bevor sie eine Festlegung trifft. Dafür muss sie einen vollständigen
Überblick über das Kandidatenfeld haben. Zum jetzigen Zeitpunkt
hat die Bundesregierung von neun Kandidaturen Kenntnis, darunter
auch derjenigen des ägyptischen Kulturministers, Dr. Farouk Hosny.
Die Bundesregierung geht davon aus, dass weitere Kandidaturen
hinzukommen. Die Mitgliedstaaten der UNESCO haben bis zum
31. Mai 2009 die Möglichkeit, Kandidaturen für das Amt des Gene-
ralsekretärs der UNESCO vertraulich einzureichen. Der Vorsitzende
des UNESCO-Exekutivrates wird die Namen der Bewerber bis zum
8. Juni 2009 den UNESCO-Mitgliedstaaten mitteilen. Die Kritik an
Dr. Farouk Hosny, insbesondere seine Äußerung zur Verbrennung is-
raelischer Bücher, hat die Bundesregierung gegenüber offiziellen ägyp-
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tischen und arabischen Gesprächspartnern deutlich angesprochen.
Die Bundesregierung hat gegenüber keinem der bisher bekannten
Kandidaten Zusagen abgegeben.
4. Abgeordnete
Dr. Kristina
Köhler

(Wiesbaden)

(CDU/CSU)
Wurde Deutschland nach Ansicht der Bundes-
regierung im offiziellen Report der Vereinten
Nationen zur Durban Review Konferenz (A/
CONF.211/L.1) fehlerhaft als Teilnehmer an
der Konferenz genannt, und hat die Bundesre-
gierung gegebenenfalls bei den Vereinten Na-
tionen um eine Korrektur dieses Fehlers gebe-
ten?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Ammon

vom 4. Juni 2009
Deutschland hat an der Durban-Überprüfungskonferenz nicht teilge-
nommen. Die Bundesregierung hat am Vortag des Konferenzbeginns
(am 19. April 2009) entschieden, der Konferenz fernzubleiben und
hat diese Entscheidung dem Hochkommissariat für Menschenrechte
in seiner Eigenschaft als Konferenzsekretariat am gleichen Tag mitge-
teilt. Die Nennung Deutschlands unter den teilnehmenden Staaten im
Konferenzbericht (A.CONF.211/L.1) ist insoweit unzutreffend.
5. Abgeordnete
Dr. Kristina

Köhler

(Wiesbaden)

(CDU/CSU)
Teilt die Bundesregierung die auf der Home-
page der Vertretungen Deutschlands in Genf
(www.genf.diplo.de) geäußerte Einschätzung,
das Abschlussdokument der „Durban Review
Konferenz“ sei „auch nach deutscher Auffas-
sung eine akzeptable Grundlage für den weite-
ren Kampf gegen rassische Diskriminierung
und Fremdenfeindlichkeit“?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Ammon

vom 4. Juni 2009
Das Abschlussdokument ist das Ergebnis langer und schwieriger Ver-
handlungen. Es entspricht nicht in vollem Umfang den Erwartungen
der Bundesregierung und wird auch nicht allen Anforderungen für
eine effektive weltweite Rassismusbekämpfung gerecht. Es hält sich je-
doch im Rahmen der von der EU im Verhandlungsverlauf vertretenen
Positionen und wird daher von der Bundesregierung mitgetragen.
6. Abgeordneter
Dr. h. c. Jürgen

Koppelin

(FDP)
War der frühere thailändische Ministerpräsi-
dent Thaksin Shinawatra, dem im November
2008 die Aufenthaltsgenehmigung für Groß-
britannien entzogen wurde, nach November
2008 in Deutschland, und wenn ja, wo hielt er
sich auf?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Ammon

vom 2. Juni 2009
Der Bundesregierung ist ein Aufenthalt von Thaksin Shinawatra in
Bonn am 29. Dezember 2008 bekannt.
7. Abgeordneter
Dr. h. c. Jürgen

Koppelin

(FDP)
Durch wen erhielt Thaksin Shinawatra eine
Aufenthaltsgenehmigung für Deutschland, und
für welchen Zeitraum wurde diese ausgestellt?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Ammon

vom 2. Juni 2009
Thaksin Shinawatra erhielt eine inzwischen zurückgenommene Auf-
enthaltserlaubnis der Stadt Bonn, die bis zum 29. Dezember 2009
gültig war.
8. Abgeordneter
Jürgen

Koppelin

(FDP)
Wurde Thaksin Shinawatra zeitweise in
Deutschland durch Angehörige des Bundes-
nachrichtendienstes begleitet?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Ammon

vom 2. Juni 2009
Zu Sachverhalten, die nachrichtendienstliche Angelegenheiten betref-
fen könnten, nimmt die Bundesregierung grundsätzlich in dem dafür
zuständigen Parlamentarischen Kontrollgremium Stellung. Damit ist
keine Aussage darüber getroffen, ob die der Frage zugrunde liegenden
Annahmen zutreffen.
9. Abgeordnete
Marina

Schuster

(FDP)
Welche Ergebnisse haben die EU-internen Ar-
beiten über das Statut bzw. den Aufbau der In-
stitutionen der Union für das Mittelmeer bis-
her erbracht (vgl. Antwort der Bundesregie-
rung auf die schriftliche Frage 19 der Abgeord-
neten Marina Schuster auf Bundestagsdruck-
sache 16/12182)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Ammon

vom 3. Juni 2009
Die EU hat einen Entwurf für das Statut des Sekretariats für den Mit-
telmeerraum bis auf wenige offene Punkte konsentiert. Im Anschluss
an das erste Treffen der – für alle 43 Teilnehmerstaaten offenen – Re-
daktionsgruppe am 25. Mai 2009 in Barcelona, an dem auch die
Mehrzahl der arabischen Partnerländer teilnahmen, wird die EU-inter-
ne Koordinierung fortgesetzt.
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10. Abgeordnete
Marina

Schuster

(FDP)
Welche Treffen mit Vertretern der Mitglied-
staaten der Union für das Mittelmeer haben
in diesem Jahr in umfassendem oder reduzier-
tem Rahmen stattgefunden, bzw. sind geplant
(vgl. Antwort der Bundesregierung auf die
schriftliche Frage 18 der Abgeordneten
Marina Schuster auf Bundestagsdrucksache
16/12182)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Ammon

vom 3. Juni 2009
Auf Wunsch des ägyptischen Ko-Vorsitzes sind seit Anfang Januar
2009 die regulären formellen Treffen der Union für den Mittelmeer-
raum ausgesetzt. Dies betrifft in erster Linie hochrangige Treffen, wie
Ministertreffen, sowie die regulären Treffen der Hohen Beamten. Am
23. April 2009 fand jedoch ein Sondertreffen der Hohen Beamten zur
Situation in Gaza statt.

Projektaktivitäten werden in begrenztem Umfang fortgesetzt. So fand
am 30. April 2009 in Alexandria ein Treffen von europäischen, arabi-
schen und internationalen Finanzinstitutionen zur Finanzierung von
Infrastrukturprojekten statt. Im Rahmen der euromediterranen Ar-
beitsgruppe Migration fand vom 20. bis 22. April 2009 in Nürnberg
ein Seminar zu Rückführungsfragen statt sowie vom 4. bis 6. Mai
2009 in Lissabon ein Seminar über den Zusammenhang mit entwick-
lungsbezogenen Finanzsektorfragen.

Die deutschen Projektvorschläge werden aktiv weiterverfolgt: So fand
am 6. Mai 2009 in Brüssel eine Besprechung zum Solarplan für den
Mittelmeerraum statt. Am 30. April 2009 wurde ein deutscher Vor-
schlag zu einem Tsunami-Frühwarnsystem im Rahmen des Projektbe-
reichs Katastrophenschutz den Botschaften der Mitgliedstaaten der
Union für den Mittelmeerraum in Berlin präsentiert.

In Planung sind für die nächsten Wochen unter anderem ein General-
direktorentreffen zum Thema Katastrophenschutz sowie für den
26. Juni 2009 ein technisches Treffen über Nachhaltige Entwicklung.

Die Arbeiten zum Statutentwurf des Sekretariats gehen weiter. Das
mehrfach verschobene erste Treffen der allen Mitgliedern der Union
für den Mittelmeerraum offenstehenden Redaktionsgruppe fand am
25. Mai 2009 in Barcelona statt. Ein Folgetreffen ist für den 15. Juni
2009 vorgesehen. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 9 verwie-
sen.

Im parlamentarischen Bereich kam die Euromediterrane Parlamenta-
rische Versammlung (EMPV) am 16./17. März 2009 zu ihrer ordentli-
chen Plenarsitzung in Brüssel zusammen.
11. Abgeordnete
Marina
Schuster

(FDP)
In welchem Umfang beteiligt sich Deutschland
an der Verwaltung bzw. Finanzierung des
Inframed-Fonds, und in welcher Beziehung
sieht die Bundesregierung diesen Fonds zum
Projekt der Union für das Mittelmeer?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Ammon

vom 3. Juni 2009
Die Bundesregierung beteiligt sich weder an der Verwaltung noch an
der Finanzierung des Inframed-Fonds. Der Fonds, der der Finanzie-
rung von Infrastrukturprojekten dient, wurde von vier Banken aus
dem Mittelmeerraum gegründet und ergänzt die Zielsetzungen der
Union für den Mittelmeerraum.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
12. Abgeordnete
Ulla

Jelpke

(DIE LINKE.)
Nach welchen Kriterien wertet bzw. erfasst die
Bundesregierung Dublin-Überstellungen als
Abschiebungen bzw. als „freiwillige“ Ausrei-
sen, und wie ist es zu erklären, dass es im Jahr
2008 222 Dublin-Überstellungen (vgl. Bundes-
tagsdrucksache 16/11960), aber „nur“ 160 Ab-
schiebungen (Bundestagsdrucksache 16/
12568) nach Griechenland gegeben hat?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier

vom 29. Mai 2009
Die Zahl von 160 bezieht sich auf Abschiebungen nach Griechen-
land gemäß § 58 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG); hiervon erfolg-
ten 144 Abschiebungen im Rahmen der Dublin-VO. Zu dieser An-
zahl sind die Zurückschiebungen nach Griechenland gemäß § 57
AufenthG im Rahmen der Dublin-VO zu addieren, woraus sich die in
der Frage wiedergegebene Gesamtzahl von Überstellungen nach Grie-
chenland in Anwendung der Dublin-VO ergibt. Freiwillige Ausreisen
in den gemäß Dublin-VO zuständigen Staat werden dann als Überstel-
lungen erfasst, wenn sie erfolgen, nachdem das Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge die Überstellung durch entsprechende Informa-
tion der Vollzugsbehörden eingeleitet hat.
13. Abgeordnete
Katrin

Kunert

(DIE LINKE.)
Welche Maßnahmen konnten im Rahmen des
Sonderförderprogramms „Goldener Plan Ost“
(Einzelplan 06, Kapitel 06 02, Titel 686 13) in
den Jahren 2007 und 2008 mit welchem Aus-
gabevolumen gefördert werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner
vom 29. Mai 2009
Die im Rahmen des Sonderförderprogramms „Goldener Plan Ost“ in
den Jahren 2007 und 2008 geförderten Maßnahmen und das jeweilige
Ausgabenvolumen sind in den beigefügten Übersichten dargestellt.
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14. Abgeordnete
Katrin

Kunert

(DIE LINKE.)
Wie hoch waren jeweils in den Jahren 2007
und 2008 die bewilligten und ausgezahlten Zu-
wendungen (bitte nach Bundesländern und
Maßnahmen auflisten)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Christoph Bergner

vom 29. Mai 2009
Die Höhe der in den Jahren 2007 und 2008 von den Ländern in Ab-
stimmung mit dem Bundesministerium des Innern bewilligten Zuwen-
dungen ist in den der Antwort zu Frage 13 beigefügten Übersichten
dargestellt. Im Jahr 2007 wurden die Bundesmittel in vollem Umfang
den Ländern zugewiesen und auch von diesen ausgezahlt. Im Jahr
2008 kamen im Bundesland Sachsen wegen geplanter, aber nicht reali-
sierter Bauprojekte 201 820 Euro Bundesmittel nicht zur Auszahlung.
Die Mittel konnten kurzfristig nicht mehr für andere Maßnahmen ver-
wendet werden und wurden daher dem Bundeshaushalt wieder zuge-
führt.



Anlage 1

- Beträge in Euro -

Pro- Zuwendungs-
jekt t- fähige
Nr. n  Kosten Bund % Land %
1 Sporth

An der
Wuhlhe

8.100.000,00 167.000,00 2,06 7.766.000,00 95,88

Gesamt 8.100.000,00 167.000,00 7.766.000,00

gramms "Goldener Plan Ost" in Berlin

Finanzierungsanteile

undesmittel -

D
eutscher

B
undestag

–
16.W

ahlperiode
D

ru
cksach

e
16/13307

–
8

–

Ort Maßnahmeträger Maßnahme Gesam
koste

alle 
 
ide 265

Bezirksamt Treptow /
Köpenick von Berlin

Neubau einer Großsporthalle Mehrkosten u.a.
durch höhere MwST

Projektliste 2007 für Maßnahmen des Sonderförderpro
- zur Verfügung standen 167 T€ B



noch Anlage 1

- Beträge in Euro -

Pro- Zuwendungs-
jekt mt- fähige
Nr. en  Kosten Bund % Land %
1 Berlin 855.782,05 167.000,00 19,51 688.782,05 80,49

Gesamt 855.782,05 167.000,00 688.782,05

gramms "Goldener Plan Ost" in Berlin

Finanzierungsanteile

undesmittel -

D
eutscher

B
undestag

–
16.W

ahlperiode
D

ru
cksach

e
16/13307

–
9

–

Ort Maßnahmeträger Maßnahme Gesa
kost

Bezirksamt Pankow Neubau eines Sportfunktionsgebäudes,
Husemann-Sportplatz

Projektliste 2008 für Maßnahmen des Sonderförderpro
- zur Verfügung standen 167 T€ B



Anlage 2

- Beträge in Euro -

Pro- Zuwendungs-
jekt fähige
Nr. Kosten Bund % Land *) %
1 Ora 714.000,00 164.000,00 22,97 164.400,00 23,03

2 Gelt 210.000,00 31.000,00 14,76 31.000,00 14,76

3 Blan 660.000,00 47.500,00 7,20 162.500,00 24,62

4 Gro 65.570,00 18.000,00 27,45 18.000,00 27,45

5 Perl 358.914,00 77.500,00 21,59 77.500,00 21,59

6 Bas 255.032,00 55.000,00 21,57 55.000,00 21,57

7 Stra 459.446,00 52.500,00 11,43 52.500,00 11,43

8 Glie 92.236,90 22.304,00 24,18 22.304,00 24,18

9 Jäns 224.910,00 47.500,00 21,12 47.500,00 21,12

Gesamt 3.040.108,90 515.304,00 630.704,00

ms "Goldener Plan Ost" in Brandenburg

Finanzierungsanteile

desmittel -
uer Betrag: 515.304,00 Euro

D
eutscher

B
undestag

–
16.W

ahlperiode
D

ru
cksach

e
16/13307

–
10

–

Ort Maßnahmeträger Maßnahme Gesamt-
kosten

nienburg SV "Athletik"
Oranienburg e.V.

Neubau
Sportanlagen am Schloss

ow Sportgemeischaft
Geltow e.V.

Neubau
Mehrzweckgebäude

kenfelde Ballspielclub 1927
Blankenfelde e.V.

Neubau
Multifunktionsgebäude

ß Jamno Gemeinde
Groß Jamno

Neubau Sanitärtrakt

eberg Stadt
Perleberg

Neubau
Leichtathletikanlage

dorf FSV Basdorf Neubau Kunstrasenplatz mit Trainingsbeleuchtung

usberg Fußballclub Strausberg Neubau Kunstrasenplatz

necke Märkischer SV 76
Glienecke e.V.

Erweiterung Vereinsheim

chwalde Judoclub Jänschwalde 
e.V.

Umbau Kita zum Haus der Generationen, 
Teilobjekt Judoclub

Projektliste 2007 für Maßnahmen des Sonderförderprogram
- zur Verfügung standen 338 T€ Bun

Aufstockung aus Rücklaufmitteln von ST i.H.v. 177.304,- €, ne



noch Anlage 2

- Beträge in Euro -

Pro- Zuwendungs-
jekt fähige
Nr. Kosten Bund % Land *) %
1 Bad 187.300,00 44.704,00 23,87 45.296,00 24,18

2 Neu 109.956,00 22.500,00 20,46 22.500,00 20,46

3 Telt 52.900,00 11.500,00 21,74 11.500,00 21,74

4 Birk 85.200,00 15.000,00 17,61 15.000,00 17,61

5 Gro 558.834,00 30.000,00 5,37 30.000,00 5,37

6 Witt 74.900,00 15.000,00 20,03 20.000,00 26,70

7 Zep 525.500,00 110.000,00 20,93 110.000,00 20,93

8 Sen 231.167,00 51.796,00 18,07 46.204,00 18,07

9 Pots 180.000,00 37.500,00 20,83 37.500,00 20,83

Gesamt 2.005.757,00 338.000,00 338.000,00

ms "Goldener Plan Ost" in Brandenburg

Finanzierungsanteile

desmittel -

D
eutscher

B
undestag

–
16.W

ahlperiode
D

ru
cksach

e
16/13307

–
11

–

Ort Maßnahmeträger Maßnahme Gesamt-
kosten

 Saarow FSV Preußen Bad 
Saarow e.V.

Neubau Kleinfeldanlage (Kunstrasen)

ruppin Neuruppiner Ruder-Club 
e.V.

Umbau Mehrzweckgebäude

ow Friedrichs-Schützen-
Gilde zu Teltow 1862 
e.V.

Erweiterung Schießstand

enwerder SV Grün-Weiß 
Birkenwerder e.V.

Umbau Vereinshaus / Anbau Bootshaus

ßbeeren Großbeerener Hockey-
Club e.V.

Neubau Hockeyplatz

enberge FSV CM Veritas 
Wittenberge e.V.

Neubau Fußballtrainingsplätze

ernick SG Einheit Zepernick 
e.V.

Neubau Kunstrasenplatz mit Trainings-
beleuchtung

zig SG Südstern Senzig e.V. Umbau und Erweiterung Vereinsgebäude

dam SG Bornim e.V. Errichtung Sportfunktionsgebäude, 
1. BA

Projektliste 2008 für Maßnahmen des Sonderförderprogram
- zur Verfügung standen 338 T€ Bun



Anlage 3

- Beträge in Euro -

Pro- Zuwendungs-
jekt - fähige
Nr.  Kosten Bund % Land %

1 2.210.750,00 100.000,00 4,50 100.000,00 4,50

2 2.311.775,00 135.000,00 5,80 65.000,00 2,80

Gesam 4.522.525,00 235.000,00 165.000,00

rprogramms "Goldener Plan Ost"
ern

Finanzierungsanteile

ndesmittel -

D
eutscher

B
undestag

–
16.W

ahlperiode
D

ru
cksach

e
16/13307

–
12

–

Ort Maßnahmeträger Maßnahme Gesamt
kosten

Satow Gemeinde Satow Neubau Sporthalle

Lüderstorf
OT Wahrsow

Schöneberger Land Neubau Sporthalle

t

Projektliste 2007 für Maßnahmen des Sonderförde
in Mecklenburg-Vorpomm

- zur Verfügung standen 235 T€ Bu



noch Anlage 3

- Beträge in Euro -

Pro- Zuwendungs-
jekt - fähige
Nr.  Kosten Bund % Land %

1 2.347.633,00 75.000,00 3,20 75.000,00 3,20

2 1.188.000,00 60.000,00 5,00 40.000,00 3,30

3 685.918,00 100.000,00 13,30 105.775,00 14,10

4 837.153,00

Gesam 5.058.704,00 235.000,00 220.775,00

rprogramms "Goldener Plan Ost"
ern

Finanzierungsanteile

esmittel -

D
eutscher

B
undestag

–
16.W

ahlperiode
D

ru
cksach

e
16/13307

–
13

–

Ort Maßnahmeträger Maßnahme Gesamt
kosten

Gadebusch Landkreis Nordwest-
mecklenburg

Neubau Zweifeld-Sporthalle

Klütz Stadt Klütz Neubau Einfeldsporthalle

Ueckermünde Stadt Ueckermünde Neubau Funktionsgebäude Stadion

Neubrandenbur
g

SV Turbine
Neubrandenburg

Neubau einer
Vereinssportstätte

t

Projektliste 2008 für Maßnahmen des Sonderförde
in Mecklenburg-Vorpomm

- zur Verfügung standen 235 T€ Bund



Anlage 4

- Beträge in Euro -

Pro- Zuwendungs-
jekt fähige
Nr. Kosten Bund % Land %
1 282.375,00 78.093,00 27,65 78.093,00 27,65

2 716.156,00 185.353,00 25,88 185.353,00 25,88

3 144.590,00 40.296,00 26,71 40.296,00 26,71

4 128.300,38 34.170,00 26,63 34.170,00 26,63

5 495.090,00 99.018,00 20,00 99.018,00 20,00

6 600.286,86 150.070,00 25,00 150.070,00 25,00

Gesam 2.366.798,24 587.000,00 587.000,00

amms "Goldener Plan Ost" in Sachsen

Finanzierungsanteile

ndesmittel -

D
eutscher

B
undestag

–
16.W

ahlperiode
D

ru
cksach

e
16/13307

–
14

–

Ort Maßnahmeträger Maßnahme 

Lößnitz Reiterverein Lößnitz im 
Lößnitzer SV 1847 e.V.

Neubau einer Reithalle

Gröditz Fußballverein Gröditz 
e.V.

Bau eines Sozial- und Funktionsgebäudes für
Sport und Freizeit aus recycelten Großtafel-
elementen

Chemnitz SV Viktoria 03
Einsiedel e.V.

Neubau Sanitärtrakt

Meißen Speedskate Club 
Meißen e.V.

Errichtung einer Skaterbahn

Dresden Dresden Monarchs e.V. Errichtung eines Kunstrasenplatzes

Borna Stadt Borna Neubau Kunstrasengrossspielfeld

t

Projektliste 2007 für Maßnahmen des Sonderförderprogr
- zur Verfügung standen 587 T€ Bu



noch Anlage 4

- Beträge in Euro -

Pro- Zuwendungs-
jekt fähige
Nr. Kosten Bund % Land %
1 150.000,00 24.000,00 16,00 24.000,00 16,00

2 493.134,83 73.970,00 15,00 73.970,00 15,00

3 540.000,00 81.000,00 15,00 81.000,00 15,00

4 443.174,00 67.087,00 15,14 67.087,00 15,14

5 108.366,00 16.255,00 15,00 16.255,00 15,00

6 314.575,80 47.186,00 15,00 47.186,00 15,00

7 504.545,00 75.682,00 15,00 75.682,00 15,00

Gesam 2.553.795,63 385.180,00 385.180,00

amms "Goldener Plan Ost" in Sachsen

Finanzierungsanteile

ndesmittel -
01.820,00 € in den Bundeshaushalt zurück.

D
eutscher

B
undestag

–
16.W

ahlperiode
D

ru
cksach

e
16/13307

–
15

–

Ort Maßnahmeträger Maßnahme 

Leipzig SC DHfK Leipzig e.V. Bau einer Speedskatingbahn auf der Sportanlage 
"Diderotstraße"

Oberlungwitz Stadtverwaltung 
Oberlungwitz

Errichtung Kunstrasenplatz

Neustadt Stadtverwaltung 
Neustadt

Errichtung Kunstrasenplatz im
OT Langenburkersdorf

Riesa Sportclub Riesa e.V. Errichtung Kunstrasenplatz in Sportanlage 
Pausitzer Delle

Neißeaue Gemeinde Neißeaue Errichtung Fußballfeld
Sportplatz Zodel

Gröditz Fußballverein Gröditz 
e.V.

Bau eines Sozial- und Funktionsgebäudes für
Sport und Freizeit aus recycelten Großtafel-
elementen
Mehrkostenantrag

Dresden LH Dresden Neubau Kunstrasenplatz mit Flutlichtanlage

t

Projektliste 2008 für Maßnahmen des Sonderförderprogr
- zur Verfügung standen 587 T€ Bu

Wegen geplanter, aber kurzfristig nicht realisierter Bauprojekte flossen 2



Anlage 5

- Beträge in Euro -

Pro Zuwendungs-
jek - fähige
Nr  Kosten Bund % Land %
1 577.478,00 115.496,00 20,00 115.496,00 20,00

2 305.690,00 58.200,00 19,00 58.200,00 19,00

Ge 883.168,00 173.696,00 173.696,00

ms "Goldener Plan Ost" in Sachsen-Anhalt

Finanzierungsanteile

undesmittel -
an BB weitergegeben, neuer Betrag: 173.696,00 Euro

D
eutscher

B
undestag

–
16.W

ahlperiode
D

ru
cksach

e
16/13307

–
16

–

-
t Ort Maßnahmeträger Maßnahme Gesamt
. kosten

Magdeburg Gemeinde Lüttchendorf Neubau Kunstrasenplatz

Zörbig Zörbiger Fussballclub
1907 e.V.

Umbau Fussballplatz in Zörbig

samt

Projektliste 2007 für Maßnahmen des Sonderförderprogram
- zur Verfügung standen 351 T€ B

Bundesmittel i.H.v. 177.304,- € wegen geplanter, aber nicht realisierter Projekte 



noch Anlage 5

- Beträge in Euro -

Pro Zuwendungs-
jek - fähige
Nr  Kosten Bund % Land %
1 1.401.500,00 351.000,00 25,01 555.500,00 39,64

Ges 1.401.500,00 351.000,00 555.500,00

ndesmittel -
ms "Goldener Plan Ost" in Sachsen-Anhalt

Finanzierungsanteile

D
eutscher

B
undestag

–
16.W

ahlperiode
D

ru
cksach

e
16/13307

–
17

–

-
t Ort Maßnahmeträger Maßnahme Gesamt
. kosten

Magdeburg VfB Ottersleben e.V. Neubau Sanitär- u. Umkleidegebäude
mit Kegelanlage

amt

- zur Verfügung standen 351 T€ Bu
Projektliste 2008 für Maßnahmen des Sonderförderprogram



Anlage 6

- Beträge in Euro -

Pro- Zuwendungs-
jekt mt- fähige
Nr. ten Kosten Bund % Land %
1 3.313.476,00 322.000,00 9,70 1.003.391,00 30,30

Gesa 3.313.476,00 322.000,00 1.003.391,00

amms "Goldener Plan Ost" in Thüringen

Finanzierungsanteile

ndesmittel -

D
eutscher

B
undestag

–
16.W

ahlperiode
D

ru
cksach

e
16/13307

–
18

–

Ort Maßnahmeträger Maßnahme Gesa
kos

Saalfeld Kreis Saalfeld-
Rudolstadt

Neubau einer 3-Felder-Sporthalle

mt

Projektliste 2007 für Maßnahmen des Sonderförderprogr
- zur Verfügung standen 322 T€ Bu



noch Anlage 6

- Beträge in Euro -

Pro- Zuwendungs-
jekt mt- fähige
Nr. ten Kosten Bund % Land %
1 8.878.000,00 322.000,00 4,00 3.229.200,00 36,00

Gesa 8.878.000,00 322.000,00 3.229.200,00

amms "Goldener Plan Ost" in Thüringen

Finanzierungsanteile

ndesmittel -

D
eutscher

B
undestag

–
16.W

ahlperiode
D

ru
cksach

e
16/13307

–
19

–

Ort Maßnahmeträger Maßnahme Gesa
kos

Erfurt TPG Erfurt Umbau Nordbad

mt

Projektliste 2008 für Maßnahmen des Sonderförderprogr
- zur Verfügung standen 322 T€ Bu
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15. Abgeordneter
Stefan

Müller

(Erlangen)

(CDU/CSU)
Erhält der ehemalige Justizminister der DDR,
Kurt Wünsche, ein Ruhegehalt nach dem Bun-
desministergesetz?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 29. Mai 2009
Zu den Versorgungsbezügen einzelner ehemaliger Mitglieder der Bun-
desregierung wie auch der Mitglieder des letzten Ministerrates der
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik nimmt die Bundes-
regierung nicht Stellung.

Allgemein ist anzumerken, dass nach § 21 Absatz 3 des Bundesminis-
tergesetzes Mitglieder des letzten Ministerrates der ehemaligen Deut-
schen Demokratischen Republik eine Versorgung beantragen können.
Allerdings wird nach Satz 6 dieser Regelung kein Ruhegehalt gewährt,
wenn der Berechtigte gegen die Grundsätze der Menschlichkeit und
Rechtsstaatlichkeit verstoßen oder in schwerwiegendem Maße die
Stellung zum eigenen Vorteil oder Nachteil anderer missbraucht hat.

Diese Ausschlussregelung entspricht den Regelungen im Gesetz über
die Aufhebung rechtsstaatswidriger Verwaltungsentscheidungen im
Beitrittsgebiet und die daran anknüpfenden Folgeansprüche, im Ge-
setz über den Ausgleich beruflicher Benachteiligungen für Opfer poli-
tischer Verfolgung im Beitrittsgebiet und im Gesetz über die Rehabili-
tierung und Entschädigung von Opfern rechtsstaatswidriger Strafver-
folgungsmaßnahmen im Beitrittsgebiet. Die dazu ergangene Recht-
sprechung ist zu berücksichtigen.

Der Tatbestand ist in jedem konkreten Einzelfall von der zuständigen
Versorgungsfestsetzungsbehörde zu prüfen. Dabei ist es möglich, die
Zahlung der Bezüge ausdrücklich unter den Vorbehalt der Rückforde-
rung zu stellen, wenn z. B. das Vorliegen bestimmter Tatbestandsvo-
raussetzungen für die Zahlung von Bezügen zunächst noch zu prüfen
ist. In derartigen Fällen besteht der Anspruch auf Rückzahlung zu viel
gezahlter Bezüge ohne Rücksicht auf den Wegfall der Bereicherung.
16. Abgeordneter
Dr. Daniel
Volk

(FDP)
Wie oft wurde die Bundespolizei für die Euro-
päische Grenzschutzagentur FRONTEX ein-
gesetzt, und wie werden die Bundespolizisten
bei diesen Einsätzen vergütet?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier

vom 29. Mai 2009
Die Bundespolizei beteiligt sich seit der Einrichtung der Europäischen
Grenzschutzagentur FRONTEX an deren Maßnahmen. In den Jah-
ren 2006 bis 2008 wurden dabei insgesamt 232 Bundespolizeibeamte
in 117 gemeinsamen Maßnahmen unter der Ägide von FRONTEX
eingesetzt. Für das Jahr 2009 ist derzeit die Teilnahme von 100 Bun-
despolizeibeamten an FRONTEX-Maßnahmen vorgesehen.
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Die Abgeltung der Bundespolizeibeamten im Rahmen von FRON-
TEX-Maßnahmen erfolgt auf der Grundlage des Bundesreisekosten-
gesetzes i. V. m. der Auslandsreisekostenverordnung und der Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift über die Neufestsetzung der Auslands-
tage- und Übernachtungsgelder in den jeweils gültigen Fassungen.
17. Abgeordneter
Dr. Daniel

Volk

(FDP)
Wie vergüten andere EU-Staaten ihre Grenz-
polizisten für FRONTEX-Einsätze?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier

vom 29. Mai 2009
Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.
18. Abgeordneter
Dr. Daniel

Volk

(FDP)
Wie wird sichergestellt, dass bei FRONTEX-
Einsätzen verschiedener EU-Mitgliedstaaten
die Führungs- und Einsatzmittel, insbesondere
im Funkverkehr, miteinander kompatibel
sind?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier

vom 29. Mai 2009
Im Rahmen von gemeinsamen FRONTEX-Maßnahmen erfolgt die
Ausstattung mit Kommunikationsmitteln für die eingesetzten Beam-
ten des FRONTEX-Teams in der Regel durch den jeweiligen auf-
nehmenden EU-Mitgliedstaat. Insoweit ist eine Kompatibilität – insbe-
sondere im Funkverkehr – sichergestellt.

Soweit bei FRONTEX-Maßnahmen Hubschrauber der Bundespolizei
eingesetzt wurden, war bisher die Kompatibilität mit den jeweiligen
Einsatzleitstellen sowie den weiteren relevanten Einsatzbeteiligten
ebenfalls gewährleistet.
19. Abgeordneter
Dr. Daniel

Volk

(FDP)
Gibt es Vergütungsunterschiede bei Einsätzen
unter EU-Mandat, UN-Mandat bzw. bei Ein-
sätzen aufgrund binationaler Abkommen, und
wenn ja, warum?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier

vom 29. Mai 2009
Alle im Ausland eingesetzte deutsche Polizeikräfte erhalten nach ein-
heitlichen Maßstäben neben ihrer Inlandsbesoldung besondere Leis-
tungen für ihre Verwendung im Ausland. Werden deutsche Polizei-
vollzugsbeamtinnen und -beamte gemäß § 58a des Bundesbesoldungs-
gesetzes (BBesG) zu einem Auslandseinsatz im Rahmen einer Mission
unter dem Mandat der Vereinten Nationen oder Europäischen Union
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entsandt, wird ihnen zur Inlandsbesoldung ein Auslandsverwendungs-
zuschlag gemäß § 58a BBesG i. V. m. der Auslandszuschlagsverord-
nung (AuslVZV) gezahlt. Der Auslandsverwendungszuschlag bemisst
sich – gestaffelt in sechs Stufen – nach den in den Einsatzgebieten un-
terschiedlich auftretenden Belastungen und erschwerenden Besonder-
heiten der jeweiligen Verwendung. Die Festsetzung erfolgt in Abstim-
mung der beteiligten Ressorts.

Daneben wird Auslandstrennungsgeld in Form von Auslandsreisekos-
ten zur Abdeckung der Kosten für Unterkunft und Verpflegung nach
den Regelungen des Bundesreisekostengesetzes in Verbindung mit der
Auslandsreisekostenverordnung gewährt.

Die Mandatgeber UN oder EU gewähren ihrerseits Tagegelder für
den Einsatz. Das Tagegeld der EU enthält verschiedene Anteile, so
decken es Mehrkosten für Verpflegung, Unterkunft ebenso ab wie all-
gemeine Erschwernisse und das Risiko des jeweiligen Einsatzes. Das
Tagegeld der VN decken die Mehrkosten für Verpflegung, Unterkunft
und sonstige Reisekosten ab. Die Tagegelder der Mandatgeber wer-
den auf die Leistungen nach deutschem Recht angerechnet, soweit
ihre einzelnen Anteile bereits anderweit ausgeglichen werden, etwa
durch den Auslandsverwendungszuschlag oder das Auslandstren-
nungsgeld. Entsprechend den Besonderheiten des jeweiligen Einsatzes
können sich hieraus unterschiedliche Zahlbeträge ergeben. So erhält
im Rahmen unterschiedlicher UN- oder EU-Missionen – bei im Übri-
gen gleicher Stufe des Auslandsverwendungszuschlags – ein Polizei-
beamter, der die Kosten für Verpflegung und Unterkunft im Einsatz-
gebiet selbst tragen muss, grundsätzlich einen höheren Zahlbetrag als
ein Polizeibeamter, dem im Einsatzgebiet dienstlich Unterkunft und
Verpflegung zur Verfügung gestellt wird.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
20. Abgeordnete
Mechthild

Dyckmans

(FDP)
Wie groß ist die Zahl der Deutschen, die nach
dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs in
der Rechtssache C-420/07 damit rechnen müs-
sen, dass gegen sie bereits ergangene oder
noch ergehende Gerichtsurteile wegen des Er-
werbs von Grundstücken im Nordteil der Insel
Zypern in den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union anerkannt und vollstreckt wer-
den, und welchen Handlungsbedarf leitet die
Bundesregierung aus diesem Urteil ab?
Antwort der Bundesministerin Brigitte Zypries

vom 2. Juni 2009
In den Gebieten im Norden Zyperns, die nicht der tatsächlichen Kon-
trolle der zypriotischen Regierung unterstehen, ist die Anwendung des
gemeinschaftlichen Besitzstandes grundsätzlich ausgesetzt. In der zi-
tierten Entscheidung hat der Europäische Gerichtshof im Kern ent-
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schieden, dass die Verordnung Nr. 44/2001 über die gerichtliche Zu-
ständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidun-
gen in Zivil- und Handelssachen gleichwohl auch auf solche zyprioti-
schen Urteile anzuwenden ist, die Sachen betreffen, welche sich im
Nordteil Zyperns befinden.

Zur Zahl der Deutschen, die danach damit rechnen müssen, dass
gegen sie bereits ergangene oder noch ergehende Urteile wegen des
Erwerbs von Grundstücken im Nordteil Zyperns in den anderen
Mitgliedstaaten der Europäischen Union anerkannt und vollstreckt
werden, liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.
21. Abgeordnete
Mechthild

Dyckmans
(FDP)
Welches Recht ist nach Auffassung der Bun-
desregierung gemäß der Übergangsvorschrift
des § 62 Absatz 1 des Wohnungseigentumsge-
setzes (WEG) in Fällen anzuwenden, in denen
das Verfahren am 1. Juli 2007 zunächst als
Mahnverfahren anhängig war?
Antwort der Bundesministerin Brigitte Zypries

vom 2. Juni 2009
Die Bundesregierung hat zum Verständnis des Übergangsrechts in der
Begründung des Regierungsentwurfs zum WEG-Reformgesetz (Bun-
destagsdrucksache 16/887) ausgeführt:

„Die im Entwurf vorgesehene Erstreckung der ZPO-Regelungen auf
Verfahren in WEG-Sachen, die Streichung der Versteigerungsvor-
schriften des Wohnungseigentumsgesetzes sowie die Einführung eines
begrenzten Vorrangs für Hausgeldforderungen sollen die im Zeit-
punkt des Inkrafttretens anhängigen Verfahren nicht berühren. Der
Übergang vom alten auf das neue Recht könnte ansonsten zu Verzö-
gerungen und Erschwerungen führen.“

Nach Auffassung der Bundesregierung ist § 62 WEG anhand dieses in
den Materialien zum Ausdruck gebrachten gesetzgeberischen Willens
so zu verstehen, dass auch auf diejenigen Wohnungseigentumssachen
das alte Recht anzuwenden ist, die am 1. Juli 2007 als Mahnverfahren
bei Gericht anhängig waren. Mahnverfahren werden durch Stellung
des Mahnantrags anhängig. Für das Mahnverfahren gemäß § 46a
WEG-alt, das in der schriftlichen Frage angesprochen wird, gelten in-
soweit keine Besonderheiten.
22. Abgeordnete
Dr. Gesine

Lötzsch

(DIE LINKE.)
Trifft es zu, dass Menschen wegen ihrer Ho-
mosexualität in der Bundesrepublik Deutsch-
land eine Haft antreten mussten, zu der sie
noch von Nazi-Richtern verurteilt waren, die
diese aber aus Gründen ihres Untergangs nicht
mehr veranlassen konnten, und wenn ja, wie
viele Menschen waren davon betroffen?
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Antwort der Bundesministerin Brigitte Zypries

vom 2. Juni 2009
Der Bundesregierung liegen dazu keine Erkenntnisse vor.

Die beim Statistischen Bundesamt geführten Strafvollzugs- und Straf-
verfolgungsstatistiken enthalten keine Angaben über Verurteilungen
wegen Homosexualität in der Zeit der NS-Diktatur. Weitere Feststel-
lungen können in der für die Beantwortung einer schriftlichen Frage
zur Verfügung stehenden Zeit nicht getroffen werden.
23. Abgeordneter
Henry

Nitzsche

(fraktionslos)
Was sind die maßgeblichen Gründe dafür,
weshalb die Bundesanwaltschaft nicht die Aus-
lieferung des mutmaßlichen islamistischen Ter-
roristen, Mitplaner des Anschlages auf das
World-Trade-Center am 11. September 2001
und derzeitigen Guantanamo-Häftlings R. B.
beantragt, obwohl ein deutscher Haftbefehlt
gegen ihn vorliegt?
Antwort der Bundesministerin Brigitte Zypries

vom 2. Juni 2009
Im Hinblick auf eine laufende Verhandlung im US-Verfahren gegen
R. B. wurde von der Beantragung einer Auslieferung von R. B. nach
Deutschland abgesehen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
24. Abgeordnete
Marieluise

Beck

(Bremen)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Ist die Bundesregierung, bezugnehmend auf
die Antwort der Bundesregierung auf meine
schriftliche Frage zu der Einstellung der Kin-
dergeldzahlung im Fall einer Kindesentzie-
hung in Aue (Frage 10 auf Bundestagsdruck-
sache 16/13251, GZ IV C4 – S 2472/0, DOK
2009/033603) bereit, sich Sachkenntnis über
den Fall in Aue anzueignen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 4. Juni 2009
Die Bundesregierung ist bereit, sich Sachkenntnis über den Fall in
Aue anzueignen. Die Überprüfung ist jedoch nur möglich, wenn nähe-
re Angaben zu dem Fall vorliegen, z. B. Name der Berechtigten, zu-
ständige Familienkasse, Name des Kindes, ggf. Kindergeldnummer.
Nach Vorlage der fallbezogenen Angaben würde das Bundesministe-
rium der Finanzen das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) bitten,
den Fall zu überprüfen. Nach § 5 Absatz 1 Nummer 11 des Finanzver-
waltungsgesetzes obliegt dem BZSt die Durchführung des Familien-
leistungsausgleichs und die Familienkassen unterliegen insoweit seiner
Fachaufsicht.
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Aufgrund des Steuergeheimnisses nach § 30 Absatz 1 der Abgaben-
ordnung (AO) könnte das Ergebnis der Überprüfung aber nur der Be-
troffenen selbst mitgeteilt werden, wenn sie nicht einer Offenbarung
zustimmt (§ 30 Absatz 4 Nummer 3 AO).
25. Abgeordnete
Marieluise

Beck

(Bremen)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Ist aus Sicht der Bundesregierung, bezugneh-
mend auf die Antwort der Bundesregierung
auf meine schriftliche Frage zu der Einstellung
der Kindergeldzahlung im Fall einer Kindes-
entziehung in Aue (Frage 10 auf Bundestags-
drucksache 16/13251, GZ IV C4 – S 2472/0,
DOK 2009/033603), die Einstellung der Kin-
dergeldzahlung nach § 64 des Einkommen-
steuergesetzes angemessen, wenn die Abwe-
senheit des Kindes aufgrund der Straftat einer
Kindesentziehung ins Ausland zustande kam
und voraussichtlich nicht von vorübergehender
Natur ist, und falls nein, sieht sie gesetzgebe-
rischen Handlungsbedarf, um diesen Sachver-
halt abzustellen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 4. Juni 2009
Die Aufhebung der Festsetzung von Kindergeld und die Einstellung
der Kindergeldzahlung wird von den Familienkassen im Einzelfall
geprüft. Der Prüfung liegt die Frage zugrunde, ob ein Kind nicht nur
vorübergehend nicht mehr in den Haushalt der Berechtigten aufge-
nommen ist. Für den Fall, dass die Kindergeldzahlung einzustellen ist,
erfolgt die verfassungsrechtlich gebotene steuerliche Freistellung eines
Einkommensbetrags in Höhe des Existenzminimums eines Kindes ein-
schließlich der Bedarfe für Betreuung und Erziehung oder Ausbildung
dann über die Freibeträge für Kinder nach § 32 Absatz 6 des Einkom-
mensteuergesetzes bei der Einkommensteuerveranlagung.
26. Abgeordneter
Dr. Edmund Peter

Geisen

(FDP)
Weshalb ist geplant, die von der Bundesminis-
terin für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz, Ilse Aigner, am 25. Mai 2009
verkündete Entlastung bei der Agrardieselbe-
steuerung auf zwei Jahre zu beschränken und
sie nicht dauerhaft einzuführen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 3. Juni 2009
Die bekannt gegebenen Planungen sehen vor, den jährlichen Selbst-
behalt von 350 Euro je Betrieb und die Obergrenze von 10 000 l bei
der Agrardiesel-Steuerentlastung wegen der schwierigen aktuellen
Situation der Land- und Forstwirte vorübergehend auszusetzen. Wie
auch bei anderen im Zusammenhang mit der Bewältigung der Wirt-
schafts- und Finanzkrise ergriffenen Maßnahmen handelt es sich hier
um zeitnahe und zielgenaue, aber auch befristete Hilfen. Es ist jetzt ge-
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boten, zur Bekämpfung der Wirtschafts- und Finanzkrise entschlossen
zu handeln, dabei darf aber die Haushaltskonsolidierung nicht aus den
Augen verloren werden. Deshalb müssen die Konsolidierungsbemü-
hungen mit anziehender Konjunktur wieder deutlich verstärkt wer-
den.
27. Abgeordneter
Dr. Edmund Peter

Geisen

(FDP)
Beabsichtigt die Bundesregierung, den Selbst-
behalt und die Obergrenze, die nun befristet
wegfallen sollen, im Jahr 2011 wieder einzu-
führen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 3. Juni 2009
Es ist beabsichtigt, die bestehenden gesetzlichen Regelungen zum
Selbstbehalt und zu der Obergrenze nur für die Jahre 2008 und 2009
auszusetzen, so dass diese ab 2010 wieder Anwendung finden.
28. Abgeordneter
Dr. Edmund Peter

Geisen

(FDP)
Warum spricht das Bundesministerium der Fi-
nanzen von Steuermindereinnahmen in Höhe
von 0,5 Mrd. Euro, wenn die Entlastung der
Landwirte lediglich bei 285 Mio Euro liegt?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 3. Juni 2009
Die geplante Aussetzung des Selbstbehalts und der Obergrenze führt
zu einer jährlichen Mehrbelastung des Bundeshaushalts um 285 Mio.
Euro. Da die Aussetzung für zwei Jahre beabsichtigt ist, wird der Bun-
deshaushalt durch diese Maßnahme insgesamt mit mehr als 0,5 Mrd.
Euro zusätzlich belastet.
29. Abgeordneter
Frank

Schäffler
(FDP)
Welche Wirtschaftsprüfungsunternehmen ha-
ben die Bundesregierung bei der Entscheidung
über Unterstützungsmaßnahmen (durch den
SoFFin bzw. den Deutschlandfonds) beraten,
und wann haben diese Wirtschaftsprüfungsun-
ternehmen die Unterstützung beantragenden
Unternehmen beraten?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 2. Juni 2009
Die Bundesregierung hat sich bei der Entscheidung über Unterstüt-
zungsmaßnahmen nicht von Wirtschaftsprüfungsunternehmen bera-
ten lassen. Über die Beratung der Unterstützung beantragenden Un-
ternehmen durch Wirtschaftsprüfungsunternehmen liegen der Bun-
desregierung keine Informationen vor.
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30. Abgeordneter
Dr. Gerhard

Schick

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wo hat die Zweckgesellschaft, in die die Si-
cherheiten, die im Rahmen der Rettungsaktion
der Hypo Real Estate Holding AG (HRE-
Gruppe) vom Herbst 2008 verpfändet wurden,
eingebracht wurden, ihren Sitz, und welche na-
türliche oder juristische Person hält die Anteile
dieser Zweckgesellschaft ggf. treuhänderisch?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 3. Juni 2009
Die HRE-Gruppe hat zur Besicherung des Bundes und des Konsor-
tiums ein Portfolio im Buchwert von rd. 60 Mrd. Euro auf Treuhänder
übertragen, die dieses für den Bund und das Konsortium halten und
im Fall der Inanspruchnahme verwerten. Die rechtstechnische Umset-
zung der Sicherheitenübertragung erfolgte auf unterschiedliche Art
und Weise in Abhängigkeit von den rechtlichen Rahmenbedingungen,
denen die Sicherheiten unterliegen, um eine rechtssichere Übertra-
gung sicherzustellen. Über ein Steering Committee mit Weisungsrech-
ten gegenüber dem Verwalter der Sicherheiten kann der Bund auf die
Verwaltung und Verwertung der Sicherheiten Einfluss nehmen. Zu-
sätzlich wurden dem Bund die Anteile an den Tochterbanken der
HRE-Gruppe zur Sicherheit gepfändet. Diese Sicherheiten stehen al-
lein dem Bund zu und werden von der Deutschen Bundesbank ver-
wahrt.
31. Abgeordneter
Dr. Gerhard

Schick

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Fallen diese Sicherheiten ganz oder in Teilen
bei einer Mehrheitsbeteiligung des Bundes an
der Hypo Real Estate Holding AG an den
Bund, und falls nein, unter welchen Umstän-
den würden diese Sicherheiten an den Bund
fallen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 3. Juni 2009
Eine Mehrheitsbeteiligung des Bundes an der Hypo Real Estate Hol-
ding AG lässt die im Rahmen der Rettungsaktion vom Herbst 2008
geschlossenen Verträge unberührt. Das als Sicherheit übertragene Si-
cherheitenportfolio im Nominalwert von rd. 60 Mrd. Euro dient auch
der Absicherung des nicht garantierten Kredits des Konsortiums aus
dem Finanzsektor in Höhe von 15 Mrd. Euro. Dem Bund stehen diese
Sicherheiten zu, soweit sie nicht zur Befriedigung des Konsortiums be-
nötigt werden. Eigentümerin der zur Sicherheit verpfändeten Anteile
an den Tochtergesellschaften der HRE-Gruppe bleibt auch bei einer
Mehrheitsbeteiligung des Bundes die Hypo Real Estate Holding AG.
Die Pfandrechte an den Anteilen stehen allein dem Bund zu.
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32. Abgeordneter
Dr. Gerhard

Schick

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Sind im Rahmen der Maßnahmen des Sonder-
fonds Finanzmarktstabilisierung Zweckgesell-
schaften neu gegründet oder bereits gegrün-
dete Zweckgesellschaften unterstützt worden,
und wenn ja, in welchen Ländern liegen diese
Zweckgesellschaften für die jeweiligen Institu-
te (bitte begründen)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 3. Juni 2009
Bislang ist einer Zweckgesellschaft mit Sitz in Deutschland eine
Garantie gemäß § 6 des Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes
(FMStFG) gewährt worden. Die Sicherungseinrichtungsgesellschaft
deutscher Banken mbH (SdB) wurde vom Bundesverband deutscher
Banken (BdB) gegründet, um alle Einleger der Lehman Brothers
Bankhaus AG („Lehman AG“) in Höhe von insgesamt 6,7 Mrd. Euro
über den Einlagensicherungsfonds entschädigen zu können.
33. Abgeordneter
Dr. Gerhard

Schick

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwiefern ist die Aussage eines Sachverständi-
gen in der Öffentlichen Anhörung des Finanz-
ausschusses des Deutschen Bundestages zum
Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Fi-
nanzmarkt- und der Versicherungsaufsicht am
27. Mai 2009 zutreffend oder nicht zutreffend,
wonach im Rahmen des G20-Treffens in Lon-
don internationale Vereinbarungen oder Ab-
sprachen getroffen worden seien, bestimmte
Kapitalarten auf der Passivseite von Banken
wie Fremdkapital oder Nachrangkapital im
Rahmen von Rettungsmaßnahmen für Banken
(wie etwa Bad Bank-Lösungen) zu schonen,
zum Beispiel durch Verzicht auf debt-for-equi-
ty swaps?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 4. Juni 2009
Im Rahmen des G20-Treffens in London wurden keine internationa-
len Vereinbarungen oder Absprachen getroffen, bestimmte Kapital-
arten auf der Passivseite von Banken wie Fremdkapital oder Nach-
rangkapital im Rahmen von Rettungsmaßnahmen für Banken (wie et-
wa Bad Bank-Lösungen) zu schonen, zum Beispiel durch Verzicht auf
debt-for-equity swaps.
34. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann

(DIE LINKE.)
An welchen konkreten Personenkreis wurden
nach welchen Kriterien Bonuszahlungen in
den vergangenen 5 Jahren (bitte auf die Jahre
aufschlüsseln) innerhalb der Bodenverwer-
tungs- und -verwaltungs GmbH (BVVG) ge-
zahlt?
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35. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann

(DIE LINKE.)
Wie hoch (absolut sowie Minimum und Maxi-
mum pro Empfangsberechtigter/Empfangsbe-
rechtigten) waren diese Bonuszahlungen in
den vergangenen 5 Jahren (bitte auf die Jahre
aufschlüsseln)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 3. Juni 2009
Ihre Fragen beantworte ich zusammenhängend wie folgt:

Die Angestellten der Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH
(BVVG) erhielten im fraglichen Zeitraum leistungsabhängige Vergü-
tungen entsprechend dem Grad der Erreichung der jährlich zwischen
dem Bundesministerium der Finanzen (künftig: Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben) und der BVVG vereinbarten Ziele. Vereinbart wur-
den sowohl Wirtschaftlichkeits- als auch Projektziele. Ein Wirtschaft-
lichkeitsziel für das Jahr 2009 ist z. B. die Verbesserung der Umsatz-
rendite, ein Projektziel die vollständige Erledigung aller Kaufanträge
von Pächtern nach § 3 des Ausgleichsleistungsgesetzes. Nach den Ver-
einbarungen konnten bei Zielerreichung an alle Angestellten der
BVVG leistungsabhängige Vergütungen gezahlt werden. Der an alle
Angestellten auszahlbare Gesamtbetrag war auf ein Monatsgesamtge-
halt begrenzt, der Höchstbetrag pro Mitarbeiter betrug 120 Prozent
eines Monatsgehalts.

Für die Geschäftsführer gelten die Regelungen der Anstellungsverträ-
ge. Ihre Gesamtvergütung einschließlich der Gehaltsbestandteile ist
im Geschäftsbericht individuell veröffentlicht.

Die BVVG kann die Ziele für Niederlassungen und Bereiche spezifi-
zieren. Hinsichtlich der von Ihnen erbetenen weitergehenden Anga-
ben einen konkreten Personenkreis betreffend verweise ich auf den in
der Bundestagsdrucksache 13/6149 wiedergegebenen Beschluss des
Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung zur
Auslegung der §§ 105 und 108 der Geschäftsordnung des Deutschen
Bundestages über Umfang und Grenzen parlamentarischer Frage-
rechte. Hiernach ist die Einholung von Informationen aus Bereichen,
für die juristische oder natürliche Personen des Privatrechts allein ver-
antwortlich sind, unzulässig. Hierzu gehört nach den in der Bundes-
tagsdrucksache 13/6149 als Auslegungshilfe beigefügten Kriterienka-
talogen, die auf Unternehmen mit Bundesbeteiligungen abstellen, das
operative Geschäft. Teilausschnitt ist dabei die Bezahlung der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter.

Vor dem Hintergrund scheidet eine weitergehende Beantwortung
Ihrer Fragen seitens der Bundesregierung aus.
36. Abgeordneter
Kai

Wegner
(CDU/CSU)
Trifft es zu, dass trotz der pauschalisierten Ab-
geltungsteuer in Höhe von 25 Prozent Kapital-
einkünfte unter bestimmten Bedingungen deut-
lich höher besteuert werden, und falls ja, wie
wird diese Schlechterstellung gerechtfertigt
(vgl. Handelsblatt vom 21. April 2009)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 2. Juni 2009
Dies trifft nicht zu. Die Einbeziehung der Kapitaleinkünfte in die Ver-
anlagung wird vom Finanzamt nur dann vorgenommen, wenn die
Steuerbelastung niedriger als bei Anwendung der Abgeltungsteuer
ausfällt.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie
37. Abgeordnete
Gitta

Connemann

(CDU/CSU)
Trifft es zu, dass eine Stromversorgung in
Deutschland zu 100 Prozent aus erneuerbaren
Energien bzw. jedenfalls in Teilen Deutsch-
lands wie beispielsweise in Ostfriesland mög-
lich ist?
Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann

vom 5. Juni 2009
Der Anteil des Bruttostromverbrauchs aus erneuerbaren Energien in
Deutschland lag im Jahr 2008 bei knapp 15 Prozent. Das in § 1 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes festgeschriebene Ziel für 2020 lautet
mindestens 30 Prozent; anschließend soll der Ausbau kontinuierlich
fortgesetzt werden.

Vor diesem Hintergrund ist eine vollständig auf erneuerbare Energien
basierende Stromversorgung Deutschlands oder Teilen Deutschlands
kurz- bis mittelfristig nicht Ziel der Bundesregierung.
38. Abgeordnete
Gitta

Connemann

(CDU/CSU)
Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber,
dass seitens politischer Vertreter (zum Beispiel
Abgeordnete aus den Landkreisen Leer oder
Emsland, Direktkandidaten für die Bundes-
tagswahl 2009 aus den Landkreisen Leer und
Emsland oder anderweitige Mandatsträger aus
den Landkreisen Emsland und Leer) bundes-
politische Optionen bzw. Initiativen gegen
einen Kraftwerksbau in Dörpen forciert wor-
den sind, und wenn ja, welche?
Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann

vom 5. Juni 2009
Der Bundesregierung liege keine Informationen über bundespolitische
Optionen bzw. Initiativen politischer Vertreter gegen einen Kraft-
werksbau in Dörpen vor.
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39. Abgeordneter
Hans-Josef

Fell

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Hat das Bundeskartellamt bei seiner Untersu-
chung des Mineralölsektors und der Preisbil-
dung in diesem Sektor Rückschlüsse auf die
Auswirkungen eines höheren Beimischungs-
anteils ziehen können, und von welchen Preis-
steigerungseffekten geht die Bundesregierung
– nicht in Bezug auf die Untersuchung des
Bundeskartellamtes – aus, wenn der Beimi-
schungsanteil von Biokraftstoffen um einen
Prozentpunkt erhöht wird?
Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann

vom 5. Juni 2009
Die Auswirkungen höherer Beimischungsanteile von Biokraftstoffen
ist nicht Gegenstand der Untersuchung des Bundeskartellamtes.

Der zweite Teil Ihrer Anfrage wurde bereits mündlich in der Frage-
stunde (Frage 20) am 27. Mai 2009 beantwortet. Preissteigerungsef-
fekte sind zu erwarten. Sie resultieren u. a. aus höheren Kosten durch
die Verwendung von Biokraftstoffkomponenten, die teurer sind als
fossile Kraftstoffe.
40. Abgeordnete
Dr. Gesine
Lötzsch

(DIE LINKE.)
Trifft es zu, dass allein von 1956 bis 1968
100 Millionen Briefe, Einschreiben, Päckchen
oder Pakete aus der DDR in die Bundes-
republik Deutschland von Beamten kontrol-
liert und teilweise vernichtet wurden, und
wenn ja, welche Konsequenzen hatte die Miss-
achtung des durch das Grundgesetz geschütz-
ten Postgeheimnisses für die Politiker oder
Beamten, die die Verletzung des Postgeheim-
nisses angewiesen bzw. umgesetzt hatten?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach

vom 3. Juni 2009
Die Bundesregierung kann die der Frage zugrunde liegende Behaup-
tung nicht bestätigen.
41. Abgeordneter
Dr. Herbert

Schui
(DIE LINKE.)
Welchen Zusammenhang sieht die Bundesre-
gierung zwischen den seit 2007 sinkenden rea-
len Umsätzen im Einzelhandel und den derzei-
tigen Problemen von Arcandor bzw. ihrer
Tochterfirma Karstadt, und welche Verantwor-
tung für den stagnierenden Konsum trifft die
Politik?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Walther Otremba

vom 4. Juni 2009
Es ist richtig, dass die realen Umsätze im Einzelhandel seit 2007 leicht
gesunken sind. Eine langfristige Betrachtung, die in nachfolgendem
Chart dargestellt ist, zeigt, dass die realen Umsätze im Einzelhandel in
den letzten 15 Jahren stagnierten. Der Umsatz der Kauf- und Waren-
häuser ging relativ stark zurück. Auch im Versandhandel entwickelte
sich der Umsatz im Vergleich zum gesamten Einzelhandel schlechter.
Ursächlich hierfür ist zum einen, dass die Verbraucher von ihrem ge-
stiegenen Realeinkommen weniger Geld im Einzelhandel aber relativ
mehr für Reisen, Wohnen, Energie, Telekommunikation etc. ausge-
ben, zum anderen haben sich in den letzten Jahren die Verbraucher-
präferenzen spürbar verändert. Die Verbraucher kaufen immer weni-
ger in Kauf- und Warenhäusern und dafür mehr in Verbrauchermärk-
ten, Einkaufszentren, Fachmärkten, bei Discountern usw. ein. Dieses
veränderte Konsumverhalten steht u. a. im Zusammenhang mit einem
veränderten Freizeitverhalten der Bevölkerung, aber auch mit der Ent-
stehung und Verbreitung neuer Einzelhandelskonzepte im Markt.
42. Abgeordneter
Dr. Herbert

Schui
(DIE LINKE.)
Welche Vorstellungen vertritt die Bundesregie-
rung bezüglich der zukünftigen Entwicklung
des Einzelhandels aus Sicht der Verbraucher
und Beschäftigten, und welche Rolle misst sie
dabei den Warenhäusern bei, welche gegen-
über anderen Geschäftsmodellen wie Billigket-
ten und Discountern tarifgebunden sind und
bessere Sozialstandards haben, in der Regel
personalintensiver sind und damit einen höhe-
ren Kundenservice bieten und durch ihre In-
nenstadtlagen eine wichtige soziale Funktion
erfüllen?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Walther Otremba

vom 4. Juni 2009
Die Verbraucher entscheiden souverän darüber, in welchem Einzel-
handelsgeschäft sie einkaufen oder nicht. Dabei bestimmen sie selbst,
ob sie einen hohen Kundenservice erwarten, der in Betrieben, die an
Tarifverträge gebunden sind und höhere Sozialstandards bieten, eher
gegeben sein dürfte, oder ob sie z. B. einen Discounter bevorzugen,
der in der Regel weniger Beratung bietet.
43. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(DIE LINKE.)
Wie viel Gelder der Wirtschafts- und Arbeits-
marktförderung flossen in den letzten zehn
Jahren in die Branche des Einzelhandels (bitte
auch einzeln nach Jahren angeben), und was
waren die zwanzig Unternehmen bzw. Unter-
nehmensketten, die in den letzten zehn Jahren
die meisten Fördermittel erhalten haben?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Walther Otremba

vom 5. Juni 2009
Mit den Wirtschaftsförderprogrammen des Bundes, der Länder und
der EU werden in der Regel branchenübergreifende Ziele verfolgt. So
werden Unternehmen beispielsweise bei der Existenzgründung, bei
Forschungs- und Innovationsvorhaben und bei der Erschließung aus-
ländischer Märkte unterstützt. Die Programme stehen in der Regel
Unternehmen aller Branchen offen, die die entsprechenden Förder-
voraussetzungen erfüllen. Wirtschaftszweigspezifische Informationen
über die Inanspruchnahme der Programme liegen deshalb nur partiell
vor. So wurden im Einzelhandel 2007 z. B. knapp 2 000 Unterneh-
mensberatungen mit rund 2,25 Mio. Euro bezuschusst. Die KfW
Bankengruppe hat im Rahmen ihrer gewerblichen Kreditprogramme
folgende Darlehen an Unternehmen des Einzelhandels vergeben:

Quelle: KfW 

Angaben zu einzelnen Unternehmen sind aus datenschutzrechtlichen
Gründen nicht möglich. In den KfW-Programmen zur Mittelstands-
förderung werden jedoch nur Unternehmen gefördert, die einen
Gruppenumsatz von 500 Mio. Euro nicht überschreiten. Das durch-
schnittliche Kreditvolumen liegt zwischen 100 000 und 200 000 Euro.
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Es gab bzw. gibt darüber hinaus Programme, die überwiegend Unter-
nehmen des Einzelhandels zugute kommen. Dazu gehören z. B. das
2008 ausgelaufene Programm „Revitalisierung von Innenstädten über-
wiegend in den neuen Bundesländern“ (Fördersumme ca. 1 Mio. Eu-
ro/Jahr) und die „Förderung des Technologietransfers im Handel“
(ca. 400 000 Euro/Jahr).

Die Instrumente der Arbeitsmarktförderung sind vorrangig darauf
ausgerichtet, die individuellen Eingliederungschancen der Arbeitlosen
bzw. Arbeitsuchenden zu verbessern. Sie sind daher grundsätzlich
nicht als Strukturhilfen für einzelne Branchen zu verstehen. Von der
Bundesagentur für Arbeit liegen über deren Einsatz keine wirtschafts-
zweigspezifischen Auswertungen vor.

Laut Unternehmensstrukturstatistik des Statistischen Bundesamts
erhielten Unternehmen im Einzelhandel insgesamt folgende Subven-
tionen:

2004: 47 Mio. Euro

2005: 50 Mio. Euro

2006: 44 Mio. Euro.

Dabei kann nicht ausgeschlossen werden, dass das Merkmal unter-
erfasst ist, zumal die Angaben der Unternehmen kaum auf ihre Plau-
sibilität geprüft werden können.
44. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(DIE LINKE.)
Kann die Bundesregierung ausschließen, dass
für den Fall einer Bürgschaft Arbeitsplätze bei
Arcandor bzw. der Tochtergesellschaft Kar-
stadt abgebaut werden, und ist der Bundesre-
gierung bekannt, in welchen Fällen Unterneh-
men, die die Bürgschaft bisher in Anspruch ge-
nommen haben, trotzdem Arbeitsplätze abge-
baut haben oder dies angekündigt haben?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Walther Otremba

vom 5. Juni 2009
Die Auswertung und Prüfung der von Arcandor zum Bürgschaftsan-
trag eingereichten Unterlagen ist noch nicht abgeschlossen. Über das
Zukunftskonzept von Arcandor können daher keine abschließenden
Aussagen getroffen werden.

Grundsätzlich ist es durchaus möglich, dass ein Unternehmen, das
eine Staatsbürgschaft erhält, dennoch Arbeitsplätze abbaut.
45. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(DIE LINKE.)
Ist die Bundesregierung der Meinung, dass die
Kreditverlängerung bei Arcandor (mit ihrer
Tochterfirma Karstadt) auch ohne die Finanz-
und Wirtschaftskrise in Frage gestellt werden
würde, und warum hat die Bundesregierung
den Stichtag für den Bürgschaftsfonds
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(Deutschlandfonds) auf den 1. Juli 2008 gelegt,
obwohl die Finanz- und Wirtschaftskrise längst
ausgebrochen war?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Walther Otremba

vom 5. Juni 2009
Zum ersten Teil der Frage wird auf die Ausführungen in der Antwort
zu Frage 44 verwiesen.

Zum zweiten Teil der Frage: Der Wirtschaftsfonds Deutschland ist als
Rahmenkonzept von der EU-Kommission unter beihilferechtlichen
Vorgaben genehmigt worden.

Diese sehen den 1. Juli 2008 als Stichtag, zu dem ein gefördertes Un-
ternehmen noch nicht in wirtschaftlichen Schwierigkeiten sein durfte
vor.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
46. Abgeordneter
Heinz-Peter

Haustein

(FDP)
Treffen nach Kenntnissen der Bundesregie-
rung Medienberichte zu, nach denen die Kran-
ken- und die gesetzlichen Unfallversicherun-
gen rund 517 Mio. Euro bei der Hypo Real Es-
tate Holding AG (HRE) angelegt haben, und
wenn ja, welcher Betrag fällt dabei auf die ge-
setzliche Unfallversicherung?
Antwort des Staatssekretärs Franz-Josef Lersch-Mense

vom 2. Juni 2009
Zur Beantwortung wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die
schriftliche Frage 20 auf Bundestagsdrucksache 16/13103 des Abge-
ordneten Frank Schäffler vom 12. Mai 2009 verwiesen. Die bundesun-
mittelbaren Sozialversicherungsträger der Kranken- und Unfallversi-
cherung haben zum Stichtag 30. April 2009 bei der Hypo Real Estate
Holding AG insgesamt 518,30 Mio. Euro angelegt (Krankenversiche-
rung 411,02 Mio. Euro und Unfallversicherung 107,28 Mio. Euro). Es
handelt sich um einlagegesicherte Schuldscheindarlehen und Termin-
gelder (Krankenversicherung 357 Mio. Euro und Unfallversicherung
60,08 Mio. Euro), durch besondere Deckungsmassen geschützte
Pfandbriefe (Krankenversicherung 54,02 Mio. Euro und Unfallver-
sicherung 46,7 Mio. Euro) und um eine ungedeckte, aber zulässige
Inhaberschuldverschreibung (Unfallversicherung 0,5 Mio. Euro). Die
gegenüber der Antwort an den Abgeordneten Frank Schäffler gering-
fügig höhere Gesamtsumme der Unfallversicherung ergibt sich aus
zwischenzeitlichen Nachmeldungen der Unfallversicherungsträger
aufgrund der kurzen Ermittlungsfrist.
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47. Abgeordneter
Heinz-Peter

Haustein

(FDP)
Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung
darüber, wann die gesetzlichen Unfallversiche-
rungen – unterteilt nach den Anlageformen –
Mittel bei der HRE angelegt haben, und in
welcher Höhe?
Antwort des Staatssekretärs Franz-Josef Lersch-Mense

vom 2. Juni 2009
Die bundesunmittelbaren Unfallversicherungsträger haben folgende
Anlagen, unterteilt nach Anlageformen und Zeitpunkt, getätigt:

• Schuldscheindarlehen
Jahr des Erwerbs
 Schuldscheindarlehen in Mio.
Euro
1972 und 1986
 0,58
2003
 2,5
2004
 3,5
2008
 53,5
Im Anlagejahr 2008 wurden die Schuldscheindarlehen im April
(5,5 Mio. Euro), im Mai (4 Mio. Euro), am 13. August (7 Mio. Euro),
am 18. August (34 Mio. Euro) sowie am 17. September (3 Mio. Euro)
erworben.

• Pfandbriefe
Jahr des Erwerbs
 Pfandbriefe in Mio. Euro
2003
 2,5
2004
 1,6
2005
 17,24
2006
 22,06
2007
 3,3
• Inhaberschuldverschreibung

Eine Inhaberschuldverschreibung in Höhe von 0,5 Mio. Euro wurde
am 17. August 2006 erworben und wird am 31. Juli 2009 fällig.
48. Abgeordnete
Brigitte

Pothmer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele zusätzliche Ausbildungsplätze konn-
ten mithilfe des Ausbildungsbonus aufge-
schlüsselt nach Bundesländern bisher gefördert
werden, und in welchen Bundesländern hat der
Ausbildungsbonus zur Einstellung von Pro-
grammen mit gleicher Zielrichtung wie zum
Beispiel in Niedersachsen geführt, wo mit Start
des Ausbildungsbonus das Programm „2 000
mal 2 500“ beendet wurde, mit dem bis dahin
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zusätzliche betriebliche Ausbildungsplätze für
Altbewerber und Jugendliche ohne Schulab-
schluss oder mit schlechtem Abschluss geför-
dert wurden?
Antwort des Staatssekretärs Detlef Scheele
vom 4. Juni 2009
Die in den einzelnen Bundesländern mithilfe des Ausbildungsbonus
bisher geförderten zusätzlichen Ausbildungsplätze sind aus der nach-
stehenden Tabelle ersichtlich:
Anzahl
01 Schleswig-Holstein
 459
02 Hamburg
 84
03 Niedersachsen
 2 159
04 Bremen
 140
05 Nordrhein-Westfalen
 3 831
06 Hessen
 162
07 Rheinland-Pfalz
 1 210
08 Baden-Württemberg
 1 669
09 Bayern
 2 304
10 Saarland
 233
11 Berlin
 323
12 Brandenburg
 311
13 Mecklenburg-Vorpommern
 241
14 Sachsen
 668
15 Sachsen-Anhalt
 409
16 Thüringen
 225
Deutschland gesamt
 14 432
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Erstellungsdatum: 28. Mai 2009, für die

Monate März bis Mai 2009 sind vorläufige, nicht hochgerechnete Werte eingerechnet
worden.

Die Bundesregierung hat keine abschließenden Informationen darü-
ber, welche Bundesländer aufgrund der Schaffung des Ausbildungs-
bonus Programme mit gleicher Zielrichtung eingestellt haben.

In § 421r Absatz 9 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch enthält das
Gesetz eine Regelung, die den Bundesländern selbst im Anwendungs-
bereich des Ausbildungsbonus Raum für eigene Förderprogramme
lässt; eine Einstellung von Landesprogrammen ist nicht von Nöten.
Angesichts der sehr hohen Anzahl von Altbewerberinnen und Altbe-
werbern hat die Bundesregierung bei der Schaffung des Ausbildungs-
bonus sich ergänzende Maßnahmen aller Beteiligten für geboten ge-
halten, um schnellstmöglich einen maximalen Erfolg auch für diese
Zielgruppe zu erzielen. Daher hat sie im Rahmen des Gesetzgebungs-
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verfahrens, in dem der Ausbildungsbonus beschlossen worden ist, in
ihrer Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bundesrates die Bundes-
länder aufgefordert, auch nach der befristeten Einführung des Ausbil-
dungsbonus das Engagement der Bundesländer für die Schaffung von
Ausbildungsplätzen fortzusetzen und weiterhin einen eigenen Beitrag
zur Verbesserung der Ausbildungsplatzsituation zu leisten.

Neben dem Land Niedersachsen hat auch das Land Sachsen-Anhalt
die Einstellung seiner Landesförderung mit der Schaffung des Ausbil-
dungsbonus begründet. Die Förderrichtlinie des Landes Sachsen-An-
halt sah die Förderung von Unternehmen zugunsten von so genannten
Insolvenzlehrlingen, von Jugendlichen in Berufsausbildung in überbe-
trieblichen Einrichtungen bei Übernahme in ein betriebliches Ausbil-
dungsverhältnis, benachteiligten Jugendlichen, inklusive ausländischen
Jugendlichen, und von Jugendlichen mit Behinderung vor. Der Aus-
bildungsbonus kann hingegen zugunsten von näher spezifizierten Alt-
bewerberinnen und Altbewerbern sowie Insolvenzlehrlingen erbracht
werden. Der ganz überwiegende Anteil der Ausbildungsboni wird da-
bei zugunsten von Altbewerberinnen und Altbewerbern erbracht. Die
Förderungsmöglichkeiten des Landes Sachsen-Anhalt und des Ausbil-
dungsbonus unterscheiden sich hinsichtlich der Jugendlichen, zu de-
ren Gunsten die Förderung vorgesehen war bzw. ist, somit erheblich.
Die Begründung für die Einstellung des Landesprogramms ist daher
für die Bundesregierung nicht nachzuvollziehen.
49. Abgeordneter
Dr. Herbert

Schui

(DIE LINKE.)
Wie hoch sind die möglichen sozialen Folge-
kosten (Zahlung des Arbeitslosengeldes, feh-
lende Steuer- und Beitragseinnahmen, mögli-
che Kosten für Umschulung bzw. Fortbildung
usw.) bei einem angenommenen Wegfall von
Arbeitsplätzen bei Arcandor in einer Größen-
ordnung von 53 000, von 30 000 beziehungs-
weise von 15 000?
Antwort des Staatssekretärs Detlef Scheele

vom 4. Juni 2009
Zunächst einmal unterstellt die Frage, dass es zu zahlenmäßig bedeut-
samen Entlassungen bei Arcandor kommen wird. Ob bzw. in welchem
Ausmaß es zu Entlassungen von Arbeitskräften bei Arcandor kom-
men könnte, lässt sich derzeit aber nicht abschätzen. Falls es zu Entlas-
sungen in einem zahlenmäßig erheblichen Umfang kommen sollte, so
ist zunächst darauf zu verweisen, dass sich diese auf regionale Arbeits-
märkte mit zum Teil sehr unterschiedlicher Aufnahmefähigkeit vertei-
len würde. Die gestellte Frage lässt sich auch aus mehreren weiteren
Gründen nicht eindeutig beantworten. Zum einen fehlen beispielswei-
se Kenntnisse über die Qualifikationsstrukturen und die konkrete Be-
zahlung der möglicherweise von Entlassungen betroffenen Arbeits-
kräfte bei Arcandor. Zum anderen können die jeweils individuellen
Übergangschancen in neue Beschäftigung bzw. die Dauer des indivi-
duellen Verbleibs in Arbeitslosigkeit kaum abgeschätzt werden. Glei-
ches gilt für den jeweils individuellen arbeitsmarktpolitischen Unter-
stützungsbedarf. Schließlich kann Arbeitslosigkeit auch soziale Folge-
kosten hervorrufen, die sich nur schwer oder nicht in Geldbeträgen
beziffern lassen.
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Näherungsweise lässt sich die Frage mit den Schätzungen des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der Bundesagentur für
Arbeit beantworten. Die letzte Schätzung der gesamtfiskalischen Kos-
ten der Arbeitslosigkeit wurde im Jahr 2008 auf der Basis von Daten
aus dem Jahr 2007 durchgeführt. Die gesamtfiskalischen Kosten ent-
stehen den öffentlichen Haushalten unmittelbar in Gestalt von Ausga-
ben und mittelbar durch Mindereinnahmen. Das Schätzverfahren und
die Daten sind dem IAB-Kurzbericht 14/2008 zu entnehmen. Danach
kostete den Fiskus ein Arbeitsloser im Durchschnitt des Jahres 2007
rd. 17 900 Euro. Für Arbeitslose, die die Leistung Arbeitslosengeld er-
hielten, ergab sich ein Betrag von 22 700 Euro, für Arbeitslose, die Ar-
beitslosengeld II aus der Grundsicherung für Arbeitsuchende erhiel-
ten, ein Betrag von 18 300 Euro. Für Arbeitslose ohne Leistungsbezug
wurde ein Betrag von 9 500 Euro geschätzt.

Wird unterstellt, dass alle Beschäftigten von Arcandor, für den Fall,
dass sie entlassen werden, zunächst die Versicherungsleistung Arbeits-
losengeld beziehen, so ergibt sich als absolute Obergrenze, die aber
wegen des überdurchschnittlichen Anteils an Teilzeitbeschäftigten und
des unterdurchschnittlichen Entgeltniveaus – jeweils bezogen auf die
Beschäftigten der Gesamtwirtschaft – nicht erreicht werden dürfte, bei
53 000 Personen ein Betrag von etwa 1,2 Mrd. Euro, bei 30 000 Perso-
nen ein Betrag von etwa 680 Mio. Euro und bei 15 000 Personen ein
Betrag von etwa 340 Mio. Euro.

Die tatsächlichen Zahlen dürften – wegen der beispielhaft genannten
Gründe – deutlich abweichen.
50. Abgeordneter
Dr. Ilja

Seifert
(DIE LINKE.)
Wie bewertet die Bundesregierung den von
der Bundesagentur für Arbeit an das Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales übergebe-
nen Kriterienkatalog zur Festschreibung ver-
gleichbarer Einrichtungen gemäß § 35 Ab-
satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch –
SGB IX (Einrichtungen der beruflichen Reha-
bilitation), und wann wird dieser Kriterien-
katalog öffentlich und wirksam?
Antwort des Staatssekretärs Franz-Josef Lersch-Mense

vom 2. Juni 2009
Die Bundesregierung erkennt an, dass die Bundesagentur für Arbeit
für ihr Verwaltungshandeln Kriterien entwickeln muss, um zu klären,
welche Anforderungen an vergleichbare Einrichtungen nach § 35 Ab-
satz 1 SGB IX zu stellen sind. Die Bundesagentur für Arbeit beabsich-
tigt, die Kriterien für vergleichbare Einrichtungen nach § 35 Absatz 1
SGB IX spätestens ab September 2009 anzuwenden.

Über den Inhalt des Kriterienkatalogs werden derzeit noch Gespräche
zwischen der Bundesagentur für Arbeit und dem Bundesministerium
für Arbeit und Soziales geführt.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
51. Abgeordneter
Thilo

Hoppe
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hoch sind die Mittel, die von deutscher
Seite seit deren Gründung zur Finanzierung
der „Right to Food Unit“ der Welternährungs-
organisation FAO aufgewendet worden sind?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 4. Juni 2009
Der im Sommer 2005 auf der Grundlage einer Rahmenvereinbarung
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Er-
nährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen
über die Zusammenarbeit im Bereich der Ernährungssicherung
geschlossene Vertrag über die Unterstützung des FAO-Projektes
„Creating capacity and instruments to implement the right to adequa-
te food“ (2005-3, GCP/INT/970/GER) umfasste ein Fördervolumen
in Höhe von 5 430 207 Euro. Darüber hinaus wurden dem Projekt
Mittel aus einem Vorgängerprojekt „Support to the Intergovernmen-
tal Working Group on the Elaboration of Voluntary Guidelines for
the Progressive Realization of the Right to Adequate Food in the Con-
text of National Food Security“ (2003-5 GCP/INT/913/GER) sowie
aus Wechselkursgewinnen zur Verfügung gestellt. Das der FAO
„Right to Food Unit“ insgesamt zur Verfügung stehende Finanzvolu-
men betrug 7 181 946 US-Dollar.
52. Abgeordneter
Thilo

Hoppe

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Liegen der Bundesregierung Hinweise auf eine
Fortsetzung der Finanzierung der „Right to
Food Unit“ über den Zeitraum Dezember
2009 hinaus vor, und beabsichtigt die Bundes-
regierung, sich an der weiteren Finanzierung
zu beteiligen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 4. Juni 2009
Das Vorhaben wurde auf der Grundlage eines FAO-Antrages kosten-
neutral bis Ende Mai 2009 verlängert. Wie andere Einheiten auch ist
die „Right to Food Unit“ im Sinne einer flacheren Organisations-
struktur im Rahmen des gegenwärtigen FAO-Reformprozesses aufge-
löst worden.

Die FAO beabsichtigt, die mit der „Right to Food Unit“ angestrebten
Ziele, insbesondere die Verankerung des Rechts auf Nahrung als
Querschnittsthema (Mainstreaming) in der FAO und in ihren Mit-
gliedstaaten, zukünftig im Rahmen der im Reformprozess eingeführ-
ten neuen Ziel- und Organisationsstruktur (Strategic Objectives, Orga-
nisational Results, Impact Focus Areas) sicherzustellen. Auf der Son-
derkonferenz der FAO im November 2008 wurde das Recht auf Nah-
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rung als eines der neuen Organisationsziele der FAO definiert. Dies
wird von der Bundesregierung unterstützt.

Die Bundesregierung wird auf der Grundlage der Rahmenvereinba-
rung über die Zusammenarbeit im Bereich der Ernährungssicherung
(Bilateraler Treuhandfonds) auch in Zukunft darauf achten, vor allem
Projekte der FAO zu unterstützen, die auf den menschenrechtsbasier-
ten Ansatz bei der Hungerbekämpfung setzen und auf diese Weise zur
Umsetzung des Rechts auf Nahrung beitragen.
53. Abgeordneter
Thilo

Hoppe

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Vorschläge hat die Bundesregierung
erarbeitet, damit das Recht auf Nahrung wei-
terhin an prominenter Stelle innerhalb der
FAO behandelt wird, insbesondere über eine
eventuelle Beendigung der Finanzierung der
„Right to Food Unit“ hinaus?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 4. Juni 2009
Die Bundesregierung setzt sich im laufenden Reformprozess der FAO
nachdrücklich dafür ein, dass das Recht auf Nahrung und die Freiwil-
ligen Leitlinien zum Recht auf Nahrung zur Grundlage der Arbeit der
FAO und allen Tätigkeitsbereichen wird. Dies wird durch die Veran-
kerung des Rechts auf Nahrung als eines der Organisationsziele der
FAO gewährleistet. Darüber hinaus bleibt das Recht auf Nahrung ein
maßgeblicher Faktor für die Auswahl und Förderung von FAO-Pro-
jekten mit freiwilligen Mitteln der Bundesregierung aus dem Bilatera-
len Treuhandfonds.

Der Einsatz der Bundesregierung für das Recht auf Nahrung (1. Berli-
ner Agrarministergipfel 2009 und Konferenz Politik gegen Hunger
2008) hat dazu geführt, dass im Rahmen der aktuellen internationalen
Prozesse in den Vereinten Nationen und der G8 das Recht auf Nah-
rung als Richtschnur zur Sicherung der Welternährung anerkannt ist.
Auch dieses Engagement hat wiederum Auswirkungen auf die Arbeit
der FAO.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
54. Abgeordneter
Dr. h. c. Jürgen

Koppelin
(FDP)
In welcher Höhe haben die einzelnen Bundes-
länder jeweils die für sie in diesem Jahr vorge-
sehenen Bundesmittel aus dem Investitionspro-
gramm zum Ausbau der Kinderbetreuung für
Kinder unter 3 Jahren (Krippenplätze) bereits
abgerufen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 4. Juni 2009
Ich verweise auf die beigefügte Übersicht und die darin enthaltenen
Erläuterungen.
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55. Abgeordnete
Ina

Lenke

(FDP)
Wie viele Fälle sind der Bundesregierung be-
kannt, in denen der Bezug von Kurzarbeiter-
geld zu einem geringeren Elterngeld geführt
hat, und wie bewertet die Bundesregierung
dies?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 3. Juni 2009
Statistische Angaben zur Zahl der Elterngeldberechtigten, die vor der
Geburt ihres Kindes jedenfalls zeitweilig in Kurzarbeit waren, liegen
nicht vor. Unter der Annahme, dass der Anteil derjenigen, die von
Kurzarbeit betroffen waren, bei den vor der Geburt erwerbstätigen El-
terngeldberechtigten genauso groß ist wie bei der Gesamtheit der Er-
werbstätigen, ergibt sich ein Schätzwert von 3 700 Fällen, in denen die
Berechtigten aufgrund von zeitweiliger Kurzarbeit während des für
die Elterngeldberechnung maßgeblichen Bemessungszeitraums weni-
ger Elterngeld bekommen haben als sie bekommen hätten, wenn sie
den Umfang ihrer Erwerbstätigkeit nicht aufgrund von Kurzarbeit
hätten reduzieren müssen.

Aus Sicht der Bundesregierung stellt die Kurzarbeit ein wichtiges In-
strument dar, um die Folgen betrieblicher oder wirtschaftlicher Krisen
möglichst gering zu halten. Der Umstand, dass Kurzarbeitergeld nicht
bei der Elterngeldberechnung berücksichtigt wird, ergibt sich unter
anderem aus Gleichbehandlungserwägungen (siehe auch Antwort zu
Frage 56).
56. Abgeordnete
Ina

Lenke
(FDP)
Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung, in Fällen von Kurzarbeitergeld bei der
Berechnung der Höhe des Elterngeldes auf
einen länger zurückliegenden Zeitraum ggf.
einer Vollzeiterwerbstätigkeit zurückzugrei-
fen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 3. Juni 2009
Das Elterngeld soll Einkommenseinbrüche ausgleichen, die den Fami-
lien wegen der Betreuung ihres neugeborenen Kindes entstehen. Zu
diesem Zweck orientiert es sich am Erwerbseinkommen, welches den
Eltern vor Geburt zur Verfügung stand und nach der Geburt wegfällt.

Bei der Einkommensermittlung wird das Einkommen aus Erwerbs-
tätigkeit berücksichtigt. Steuerfreie Leistungen wie Krankengeld, Ar-
beitslosengeld bzw. andere Sozialversicherungsleistungen können bei
der Einkommensermittlung im Bemessungszeitraum vor der Geburt
nicht berücksichtigt werden. Dies gilt auch für das Kurzarbeitergeld.
Eine solche Regelung wäre insbesondere gegenüber Personen, die
ohne entsprechende Leistungen Einkommensausfälle haben, nicht zu
rechtfertigen.
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Auch eine Ausklammerung der Zeiten, in denen Kurzarbeitergeld be-
zogen wird, erfolgt nicht. Der Gesetzgeber hat sich dafür entschieden,
nur solche Zeiten besonders zu behandeln, in denen die berechtigte
Person Elterngeld für ein älteres Kind oder Mutterschaftsgeld bezo-
gen hat oder in denen während der Schwangerschaft wegen einer maß-
geblich auf die Schwangerschaft zurückzuführenden Erkrankung Ein-
kommen aus Erwerbstätigkeit ganz oder teilweise weggefallen ist.

In diesen Fällen klammert der Gesetzgeber die betreffenden Zeiträu-
me aus und erweitert den Bemessungszeitraum entsprechend in die
Vergangenheit. Darüber hinaus werden nur Zeiträume ausgeklam-
mert, in denen die berechtigte Person Wehrdienst nach Maßgabe des
Wehrpflichtgesetzes oder des Vierten Abschnitts des Soldatengesetzes
oder Zivildienst nach Maßgabe des Zivildienstgesetzes geleistet hat,
wenn dadurch Erwerbseinkommen ganz oder teilweise weggefallen
ist. Risiken, die außerhalb des besonderen Schutzbereiches des Bun-
deselterngeld- und Elternzeitgesetzes und nicht durch vom Staat auf-
erlegte besondere Pflichten entstehen können, werden also bei der
Berechnung des Elterngeldes generell nicht besonders berücksichtigt.

Eine spezielle Regelung für das Kurzarbeitergeld ließe sich nicht in
die Systematik des Elterngeldes einfügen, ohne gleichheitsrechtliche
Schieflagen zur Behandlung von anderen Leistungen zu schaffen, die
dem Ausgleich von Einkommensausfällen mit vergleichbarer Ursache
dienen.
57. Abgeordnete
Ina

Lenke

(FDP)
In wie vielen Fällen kommt § 36 Absatz 1
Satz 2 SGB VIII zur Anwendung, wonach vor
und während einer langfristig zu leistenden
Hilfe außerhalb der eigenen Familie zu prüfen
ist, ob die Annahme als Kind in Betracht
kommt, und inwieweit führt dies zu einer er-
höhten Zahl von Adoptionen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 4. Juni 2009
Die Frage nach der Anzahl der Fälle, in denen § 36 Absatz 1 Satz 2
SGB VIII zur Anwendung kommt, kann nicht beantwortet werden, da
es keine Statistik über diese konkrete Prüfung gibt. Es muss aber da-
von ausgegangen werden, dass die Prüfung in der Praxis grundsätzlich
erfolgt. Statistisch nachgewiesen wird, wenn Hilfen gemäß der §§ 33
(Vollzeitpflege) und 34 (Heimerziehung) in eine Adoption (Adop-
tionspflege) überführt werden. Seit dem Jahr 2000 werden jährlich
315 bis 385 Kinder nach einer Vollzeitpflege (§ 33 SGB VIII) in
Adoptionspflege vermittelt (vgl. Tabelle). Kinder, die sich in der
Heimerziehung befinden, werden nur in einem geringen Maße in
Adoptionspflege überführt. Hier schwanken die Zahlen zwischen 34
bis 58 Fällen jährlich.
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Beendete Hilfen gemäß den §§ 33 und 34 insgesamt und mit anschließender 
Adoptionspflege (2000 bis 2006) 

Beendete Vollzeitpflegen gemäß 
§ 33 SGB VIII 

Beendete Heimerziehungen, sonstige 
betreute Wohnformen gemäß 

§ 34 SGB VIII  

Insgesamt 
Anschließende: 
Adoptionspflege Insgesamt 

Anschließende: 
Adoptionspflege 

2000 8.869 385 25.347 34
2001 8.372 367 25.702 40
2002 8.584 364 25.241 51
2003 8.775 341 25.642 46
2004 8.948 328 24.898 51
2005 9.043 315 24.184 58
2006 8.616 329 23.181 42

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe, Hilfen zur Erziehung außerh
verschiedene Jahrgänge; Berechnungen der Dortmunder Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik
58. Abgeordnete
Ina

Lenke

(FDP)
Wie stellt sich die Praxis hinsichtlich einer An-
passung der Hilfen entsprechend dem Alter
und Entwicklungsstand des Kindes und seinen
persönlichen Bindungen dar?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Hermann Kues

vom 4. Juni 2009
Die Berücksichtigung des Alters und des Entwicklungsstandes des
Kindes sowie seiner persönlichen Bindungen ist ein unverzichtbarer
fachlicher Standard sowohl bei der fallbezogenen Entscheidung über
geeignete Hilfen nach § 36 SGB VIII als auch bei der anschließenden
Umsetzung der Hilfen. Besondere Bedeutung kommt diesen Kriterien
im Zusammenhang mit der Bindungsdynamik auf Seiten des Kindes
im Rahmen einer Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpflege zu (§ 37 SGB
VIII). Um diesen gesetzlichen Anforderungen gerecht zu werden,
schreibt das Gesetz u. a. das Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte
sowie die Beteiligung der Personensorgeberechtigten sowie – altersge-
mäß – des Kindes bzw. des Jugendlichen bei der Aufstellung, Über-
prüfung und Fortschreibung des Hilfeplans vor.

Nach den hiesigen Erkenntnissen werden diese gesetzlichen Vorgaben
mittlerweile überall akzeptiert und umgesetzt. Darüber hinausgehende
verlässliche Daten, die Antworten auf die Frage geben könnten,
stehen nicht zur Verfügung.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
59. Abgeordneter
Daniel

Bahr

(Münster)
(FDP)
Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass
die Qualität der Hörgeräteversorgung für die
Patienten im Hinblick auf eine sorgfältige, teil-
weise mehrmalige Anpassung und Einstellung
des Hörgerätes ohne zeitliche Verzögerung,
auf die individuelle Passgenauigkeit des ausge-
wählten Hörgerätes sowie die Qualifikation
des mit der Anpassung des Hörgerätes befass-
ten Personals beim verkürzten Versorgungs-
weg besser oder gleich gut ist wie die Versor-
gung durch einen Hörgeräteakustiker?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rolf Schwanitz
vom 3. Juni 2009
Die Bundesregierung geht davon aus, dass auch über den verkürzten
Versorgungsweg die erforderliche Qualität der Hörgeräteversorgung
grundsätzlich gewährleistet werden kann.
60. Abgeordneter
Daniel

Bahr

(Münster)
(FDP)
Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie-
rung darüber vor, ob der verkürzte Versor-
gungsweg für die Krankenkassen und/oder
über geringere Zuzahlungen für die Patienten
preiswerter ist als die Abgabe durch Hörgerä-
teakustiker, und wie begründet sie ihr Festhal-
ten an dem verkürzten Versorgungsweg unter
Einbeziehung des Aspektes, eine möglichst gu-
te Versorgung der Patienten mit dem für ihren
individuellen Fall notwendigen Hörgerät si-
cherzustellen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rolf Schwanitz

vom 3. Juni 2009
Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass der verkürzte Versor-
gungsweg als zusätzliche Versorgungsoption im Interesse der betroffe-
nen Versicherten und der Krankenkassen zur Aufrechterhaltung und
Stärkung des Wettbewerbs in der Hörgeräteversorgung beitragen
kann. Wenn Versicherte über den verkürzten Versorgungsweg nicht
mit dem im individuellen Fall notwendigen Hörgerät versorgt werden
können, müssen sie auf den herkömmlichen Versorgungsweg beim
Hörgeräteakustiker verwiesen werden.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
61. Abgeordneter
Horst

Friedrich
(Bayreuth)

(FDP)
Stehen der Deutschen Bahn AG und ihren
Tochterunternehmen Mittel aus den Konjunk-
turpaketen zur Erprobung von Maßnahmen
zur Entdröhnung von Brückenbauwerken zur
Verfügung, und wenn ja, in welchem monetä-
ren Umfang?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann

vom 4. Juni 2009
Aus den Mitteln der Konjunkturpakete sind in den Jahren 2009 und
2010 insgesamt 100 Mio. Euro für innovative Maßnahmen zum
Schall- und Erschütterungsschutz am Fahrweg der Eisenbahnen des
Bundes vorgesehen. Dazu zählen auch Maßnahmen zur Entdröhnung
von Brücken. Ergänzend verweise ich auf die Antwort zu Frage 64.
62. Abgeordneter
Horst

Friedrich

(Bayreuth)

(FDP)
Gibt es für den genannten Erprobungsversuch
eine Projektliste, und wenn nein, warum nicht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann
vom 4. Juni 2009
Ja. Die Projektliste für den Erprobungsversuch wird noch im Juni
2009 veröffentlicht.
63. Abgeordneter
Horst

Friedrich

(Bayreuth)
(FDP)
Wer ist oder war an der Erstellung dieser Pro-
jektliste beteiligt, und wurde diese Liste mit
dem Bundesministerium für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung oder sonstigen Bundes- be-
ziehungsweise Landesministerien oder ihren
nachgeordneten Behörden abgestimmt?
64. Abgeordneter
Horst

Friedrich

(Bayreuth)

(FDP)
Nach welchen Kriterien wurden die Projekte
ausgewählt, und um welche konkreten Vorha-
ben handelt es sich hierbei (bitte eine Liste mit
Angaben zum Standort des Brückenbauwerks,
dem ausschlaggebenden Auswahlkriterium
und den geschätzten projektbezogenen Kosten
anfügen)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann

vom 4. Juni 2009
Die Fragen 63 und 64 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.

Neben den bisherigen Maßnahmen zur Lärmsanierung, die in der
Förderrichtlinie zur Lärmsanierung aufgeführt sind, sind zwischen-
zeitlich weitere innovative lärm- und erschütterungsmindernde Tech-
nologien entwickelt worden, für die aber noch der Nachweis der Wirk-
samkeit und Wirtschaftlichkeit zu führen ist und für die teilweise auch
noch der Nachweis für die Zulassung im Eisenbahnbetrieb zu erbrin-
gen ist. Diese Maßnahmen sollen die Palette möglicher Maßnahmen
durch innovative und zum Teil effizientere Maßnahmen erweitern.
Der Unterausschuss Eisenbahninfrastruktur des Deutschen Bundesta-
ges wurde hierüber in seiner Sitzung am 22. April 2009 eingehend in-
formiert.

Für die notwendige Erprobung und Nachweisführung im laufenden
Betrieb gibt es keine Alternative. Sie soll möglichst in Streckenab-
schnitten durchgeführt werden, bei denen die Belastung aus Lärm und
Erschütterungen besonders hoch ist, und bereits zur Minderung der
Emissionen führen. Deshalb wurde auf der Grundlage von Hinweisen
auf besondere Lärmkonflikte und entsprechende bauliche Situationen
durch Gemeinden und Landesministerien zunächst eine Sammelliste
solcher Streckenabschnitte erstellt und von der DB Netz AG hinsicht-
lich einer kurzfristigen baubetrieblichen Machbarkeit bewertet. Als
Ergebnis wurde die Liste der aus dem Konjunkturprogramm zu finan-
zierenden Maßnahmen gemeinsam vom Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung, dem Eisenbahn-Bundesamt und der
Deutschen Bahn AG festgelegt.

Dabei sind innovative Maßnahmen vorgesehen, die während der Lauf-
zeit der Konjunkturprogramme zusätzlich zu den in diesem Zeitraum
eingeplanten Lärmsanierungsmaßnahmen realisiert werden sollen.
Projekte mit Maßnahmen zur Brückenentdröhnung, zum Teil auch
kombiniert mit weiteren innovativen Maßnahmen, sind derzeit mit
insgesamt rund 50 Mio. Euro veranschlagt und können sowohl
Maßnahmen am Tragwerk selbst (Überbau) sowie am Gleis (Ober-
bau) umfassen. Zur Veröffentlichung der Liste wird auf die Antwort
zu Frage 62 verwiesen.
65. Abgeordneter
Manfred

Grund

(CDU/CSU)
Kann die Bundesregierung Aussagen treffen,
in welcher Planungsphase die vorgesehenen
Baumaßnahmen für eine Ortsumfahrung der
Bundesstraße 247 von der Gemeinde Kallme-
rode aktuell steht, und welche Hinderungs-
gründe einen Fortgang erschweren?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth
vom 29. Mai 2009
Die Planfeststellungsunterlagen der Bundesstraße 247, Ortsumfahrung
Kallmerode, mussten u. a. aufgrund einer artenschutzrechtlichen
Überprüfung sowie Änderungen bei den Ausgleichs- und Ersatzmaß-
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nahmen überarbeitet werden. Die Unterlagen liegen seit kurzem dem
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zur Ertei-
lung des Gesehenvermerks vor. Das Planfeststellungsverfahren zur
Baurechtsschaffung kann voraussichtlich im Sommer 2009 mit Ausle-
gung der Planänderungen fortgesetzt werden.
66. Abgeordneter
Manfred

Grund

(CDU/CSU)
Wird die Bundesregierung den Bau von zwei
erforderlichen Brücken für die Ortsumfahrung
Kallmerode der Bundesstraße 247 vorziehen
können?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth

vom 29. Mai 2009
Über einen Baubeginn der Ortsumfahrung Kallmerode kann erst nach
Vorlage des Baurechts sowie in Abhängigkeit der dann zur Verfügung
stehenden Haushaltsmittel entschieden werden.
67. Abgeordnete
Undine

Kurth

(Quedlinburg)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Plant die Bundesregierung bezüglich des Aus-
baus der Hohensaaten-Friedrichsthaler-Was-
serstraße den Abschluss eines deutsch-polni-
schen Staatsvertrages, und wenn ja, soll in die-
sem eine konkrete Ausbauvariante festge-
schrieben werden?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth
vom 29. Mai 2009
Es ist beabsichtigt, mit Polen eine völkerrechtliche Vereinbarung zur
Verbesserung der Situation an den Wasserstraßen im deutsch-polni-
schen Grenzgebiet abzuschließen. Gegenstand dieser Vereinbarung
soll u. a. der Ausbau der Hohensaaten-Friedrichsthaler-Wasserstraße
für den Verkehr von Küstenmotorschiffen sein. Eine bestimmte Aus-
bauvariante soll dort nicht festgeschrieben werden.
68. Abgeordnete
Undine

Kurth

(Quedlinburg)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wird für das Ausbauprojekt – nach euro-
päischem Recht, da der Ausbau in einem
Grenzgebiet erfolgt – eine internationale stra-
tegische Umweltverträglichkeitsprüfung durch-
geführt werden, und wenn nein, warum nicht?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth

vom 29. Mai 2009
Das Instrument der „Strategischen Umweltprüfung“ (SUP), gilt nur
für bestimmte Pläne oder Programme, nicht aber für einzelne Ausbau-
vorhaben. Im Rahmen des späteren Planfeststellungsverfahrens wird
jedoch eine – im Verhältnis zu Polen – grenzüberschreitende Umwelt-
verträglichkeitsprüfung durchgeführt.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
69. Abgeordnete
Angelika

Brunkhorst
(FDP)
Wie begründet die Bundesregierung ihre Ein-
schätzung, dass im Hinblick auf den Schutz
der Biodiversität nicht die Schwermetallbelas-
tung, sondern der Stickstoffeintrag maßgeblich
sei (Antwort der Bundesregierung vom
22. Mai 2009 auf meine Schriftliche Frage 43
auf Bundestagsdrucksache 16/13251)?
Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig

vom 4. Juni 2009
Ein erhöhter Stickstoffeinstrag begünstigt Pflanzen und Pflanzenge-
meinschaften, die einen hohen Nährstoffbedarf aufweisen. Pflanzen-
gemeinschaften die in nährstoffarmen Umfeld gedeihen, verlieren
demgegenüber ihren Standortvorteil und sind dadurch gefährdet.

Im Hinblick auf den Schwermetalleintrag konnten bisher für die meis-
ten Stoffe keine vergleichbar eindeutigen Zusammenhänge festgestellt
werden. Lediglich für Blei und Quecksilber konnten für einige Ökosys-
teme kritische Eintragswerte (Critical Loads) festgestellt werden, de-
ren Überschreitung langfristig auch eine Gefährdung der Biodiversität
darstellt. Die damit verbundenen Risiken treten allerdings deutlich
hinter denjenigen zurück, die durch die heutigen Stickstoffeinträge
entstehen.
70. Abgeordnete
Angelika

Brunkhorst

(FDP)
Auf welchen Betrag belaufen sich die Gesamt-
kosten für die seit 1990 mittels Moos-Monito-
ring erhobenen Daten, und welche Erkenntnis-
se und Schlussfolgerungen können daraus ge-
wonnen bzw. gezogen werden, wenn – wie die
Bundesregierung in der oben genannten Ant-
wort schreibt – die erhobenen Daten zur Her-
stellung von Ursache-Wirkungszusammenhän-
gen hinsichtlich der Schwermetalleinträge
nicht geeignet sind?
Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig

vom 4. Juni 2009
Die Kosten des Bundes für das in den Jahren 1990, 1995, 2000 und
2005 durchgeführte Moos-Monitoring belaufen sich insgesamt auf ca.
650 000 Euro. Über die von den Ländern investierten Mittel liegen
dem Bund keine Informationen vor.

In den Jahren 1990 bis 2000 lagen für das Beitrittsgebiet zunächst kei-
ne belastbaren Emissionsdaten vor. Die Daten zu Schwermetallemis-
sionen der alten Länder waren mit hohen Unsicherheiten behaftet. In
dieser Situation diente das Moos-Monitoring dazu, Belastungsmuster
zu erkennen und Hinweise zur Trendentwicklung zu erhalten.
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Mittlerweile können derartige Informationen aufgrund der verbesser-
ten Emissionsdaten mit Hilfe von Ausbreitungsmodellen gewonnen
werden, wodurch auch der für die Maßnahmenplanung erforderliche
Ursachen-Wirkungszusammenhang hergestellt wird.
71. Abgeordnete
Gitta

Connemann

(CDU/CSU)
Trifft es zu, dass bei einem Steinkohlekraft-
werk, wie es für den Standort in Dörpen ge-
plant ist, von einem Ausstoß von 2,3 Millionen
Kubikmeter Abluft pro Stunde auszugehen ist,
mit der Folge, dass bei etwa 7 500 Betriebs-
stunden im Jahr ca. 4 000 Tonnen Schwefeloxi-
de, 4 000 Tonnen Stickoxide sowie 400 Tonnen
Staub im näheren und weiteren Umfeld der
Anlage entstehen und verteilt werden, und
wenn ja, welche gesundheitlichen Beeinträchti-
gungen resultieren daraus für die Bevölkerung
vor Ort?
Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig

vom 4. Juni 2009
Es handelt sich um eine Vollzugsangelegenheit des Landes Nieder-
sachsen. Hierzu liegen der Bundesregierung keine belastbaren Infor-
mationen vor.
72. Abgeordnete
Elvira

Drobinski-Weiß

(SPD)
Wie viele Geothermiebohrungen gibt es in
Deutschland, und in wie vielen Fällen kam es
zu Schäden an Gebäuden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Müller

vom 4. Juni 2009
Der Bundesregierung liegen keine eigenen Daten zu Anzahl oder
Schäden bei oberflächennahen Geothermiebohrungen vor.
73. Abgeordnete
Elvira

Drobinski-Weiß

(SPD)
Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie-
rung über die Risiken von Geothermiebohrun-
gen vor, und welche Konsequenzen werden
ggf. daraus gezogen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Müller

vom 4. Juni 2009
Für jede Bohrung besteht grundsätzlich eine bergrechtliche und was-
serrechtliche Anzeigepflicht bei den jeweils zuständigen Landesbehör-
den. Das Land Baden-Württemberg hat zum Beispiel dazu einen Leit-
faden erstellt, der den Untergrund in verschiedene Fallgruppen unter-
scheidet. Je nach Fallgruppe werden unterschiedliche Anforderungen
an die Genehmigung gestellt. Zu Risiken, die im Genehmigungsver-
fahren überprüft werden, gehören unter anderem artesisches Grund-
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wasser, Gasführung, sensible Grundwassernutzung, sulfathaltiges Ge-
stein, zu dem auch Anhydrid/Gips zählen, und Karbonatgestein bzw.
verklüftetes Gestein. Für den Vollzug der Genehmigungsverfahren
auf der Grundlage des Wasser- und ggf. des Bergrechts sind die Bun-
desländer aufgrund der föderalen Struktur der Bundesrepublik
Deutschland zuständig. Im Rahmen der Genehmigungsverfahren sind
die Risiken von den zuständigen Genehmigungsbehörden der Länder
zu beurteilen. Standardisierte Auflagenempfehlungen und Leitfäden
zur Umsetzung der Projekte in verschiedenen Bundesländern unter-
stützen Behörden und Hersteller, die Qualität von Erdwärmesonden-
projekten zu verbessern.
74. Abgeordnete
Elvira
Drobinski-Weiß

(SPD)
Sind der Bundesregierung die gravierenden
Schäden an 179 historisch sehr wertvollen Ge-
bäuden in der Altstadt von Staufen/Breisgau
bekannt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Müller

vom 4. Juni 2009
Ja. In der Stadt Staufen/Breisgau wurden im September 2007 sieben
140 Meter tiefe Erdsonden für die Wärmeversorgung von städtischen
Gebäuden (oberflächennahe Geothermie) im Auftrag der Stadt ge-
bohrt. Für die Bohrungen wurde vom Landratsamt als untere Wasser-
behörde eine wasserrechtliche Erlaubnis erteilt. Aus noch ungeklärten
Ursachen ist Wasser in eine 75 Meter mächtige Gesteinsschicht, die
neben Gips auch Anhydrid enthält, unter die Stadt gelangt. Anhydrid
bildet in Verbindung mit Wasser Gips, der ein wesentlich größeres Vo-
lumen benötigt. Derzeit hebt sich der Boden um bis zu 1 cm pro Mo-
nat. Bisher ist eine Hebung um ca. 16 cm erfolgt. Die Stadt Staufen
lässt derzeit mit finanzieller Unterstützung des Landes Baden-Würt-
temberg eine Erkundungsbohrung durchführen, die die Ursache der
Hebung, das weitere Quellenpotential ergründen und Hinweise für
technische Konzepte für das weitere Vorgehen liefern soll.
75. Abgeordnete
Elvira

Drobinski-Weiß

(SPD)
Wer haftet für die Sanierung von Häusern, die
aus tektonischen Gründen oder infolge von
geothermischen Bohrungen Beschädigungen
ausweisen, wie dies in der Stadt Staufen im
Breisgau derzeit der Fall ist?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Müller

vom 4. Juni 2009
Ein Anspruch auf Schadensersatz richtet sich nach dem allgemeinen
Schadensersatzrecht. Es gilt kein besonderes Haftungsrecht für die
oberflächennahe Geothermienutzung.
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76. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwieweit gäbe es Abweichungsmöglichkeiten
der Länder nach Wegfall der Rahmengesetzge-
bungskompetenz des Bundes, wenn z. B. beim
Naturschutz keine abweichungsfesten Kerne
definiert wären?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Müller

vom 4. Juni 2009
Die nicht dem Abweichungsrecht der Länder unterliegenden Bereiche
auf dem Gebiet des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind in
Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Grundgesetzes ausdrücklich
genannt: die allgemeinen Grundsätze des Naturschutzes, das Recht
des Artenschutzes oder des Meeresnaturschutzes. Diese Bereiche sind
in dem gegenwärtig im parlamentarischen Verfahren befindlichen Ent-
wurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts des Naturschutzes
und der Landschaftspflege (Bundestagsdrucksache 16/12274) in den
Kapiteln 5 und 6 sowie in den zur Klarstellung ausdrücklich als allge-
meine Grundsätze bezeichneten Vorschriften geregelt.
77. Abgeordnete
Nicole

Maisch

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie beurteilt die Bundesregierung den öffent-
lich-rechtlichen Vertrag, den das Land Hessen,
das Land Thüringen und die K + S AG am
4. Februar 2009 geschlossen haben, in dem
sich die drei Parteien über einen Gesamtrah-
men zur nachhaltigen Kaliproduktion einigen,
besonders in Bezug auf nationales und europä-
isches Recht und in Bezug auf die europäische
Wasserrahmenrichtlinie, und wie beurteilt die
Bundesregierung, dass bei der Vertragsunter-
zeichnung nicht die gesamte Flussgebietsge-
meinschaft Weser beteiligt worden ist?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Müller

vom 3. Juni 2009
Die „öffentlich-rechtliche Vereinbarung über einen Gesamtrahmen
für eine nachhaltige Kaliproduktion in Hessen und Thüringen“ zwi-
schen dem Land Hessen, dem Freistaat Thüringen und der K + S Kali
GmbH stellt eine geeignete Grundlage für eine künftige, mit dem na-
tionalen und europäischen Umweltrecht nicht in Widerspruch stehen-
de Kaliproduktion dar. Es ist Sache der vertragsschließenden Par-
teien, wen sie in die Vereinbarung einbeziehen. Dem Runden Tisch
„Gewässerschutz Werra/Weser und Kaliproduktion“ ist der Entwurf
der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung auf Veranlassung der Landes-
regierung von Hessen vor Beschluss durch das hessische Kabinett
übersandt und Gelegenheit gegeben worden, sich zu dem Vertrag zu
äußern. Am Runden Tisch sind auch die Mitglieder der Flussgebiets-
gemeinschaft Weser vertreten. Die Wünsche des Runden Tisches wur-
den in eine Protokollerklärung der Vertragsparteien aufgenommen.
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78. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann

(DIE LINKE.)
Welche Einrichtung der Bundesressortfor-
schung beschäftigt sich mit der geografischen
Verbreitung und Bestandsentwicklung des
Kormorans, und welche Forschungsprojekte
werden zur Begleitung von Maßnahmen zum
Kormoranmanagement von Einrichtungen der
Bundesressortforschung durchgeführt?>
Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig

vom 29. Mai 2009
Fragen zur geografischen Verbreitung und zur Bestandsentwicklung
des Kormorans fallen in die Zuständigkeit des Bundesamtes für Na-
turschutz. Die Bundesländer führen unterschiedliche Maßnahmen zur
Abwehr von Schäden in der Fischereiwirtschaft durch; diese werden
nicht von Forschungsprojekten des Bundes begleitet.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung
79. Abgeordnete
Cornelia

Hirsch

(DIE LINKE.)
Wer ist in der beim Qualifizierungsgipfel im
Oktober 2008 eingerichteten Strategiegruppe,
die bis zur Jahreskonferenz der Regierungs-
chefs der Länder Ende Oktober 2009 Vor-
schläge, wie die Steigerung der Bildungs- und
Forschungsausgaben auf 10 Prozent erreicht
werden soll, vertreten (bitte nach Geschlecht
aufschlüsseln)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Andreas Storm

vom 2. Juni 2009
Mitglieder der Strategiegruppe sind bundesseitig Staatsminister
Hermann Gröhe Minister des Bundes im Bundeskanzleramt, Staats-
sekretär Werner Gatzer im Bundesministerium der Finanzen, Staats-
sekretär Detlef Scheele im Bundesministerium für Arbeit und Soziales
und Staatssekretärin Cornelia Quennet-Thielen im Bundesministerium
für Bildung und Forschung. Länderseitig sind der Chef der Sächsi-
schen Staatskanzlei, Staatsminister Dr. Johannes Beermann, der Chef
der Staatskanzlei des Landes Rheinland-Pfalz, Staatssekretär Martin
Stadelmaier, der Chef der Staatskanzlei des Saarlandes, Minister Karl
Rauber, der Leiter der Bayerischen Staatskanzlei, Staatsminister
Siegfried Schneider, sowie die Chefin der Senatskanzlei von Berlin,
Staatssekretärin Barbara Kisseler, vertreten.
80. Abgeordnete
Cornelia

Hirsch

(DIE LINKE.)
Wie lautet der genaue Auftrag der beim Quali-
fizierungsgipfel im Oktober 2008 eingerichte-
ten Strategiegruppe, und wie weit ist dieser
Auftrag bisher erfüllt?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Andreas Storm

vom 2. Juni 2009
Die Regierungschefs von Bund und Ländern sind beim Qualifizie-
rungsgipfel vom 22. Oktober 2008 in Dresden übereingekommen, das
in Deutschland der Anteil der Aufwendungen für Bildung und For-
schung gesamtstaatlich auf 10 Prozent des Bruttoinlandsproduktes bis
zum Jahr 2015 gesteigert wird.

Die Strategiegruppe soll bis zur Jahreskonferenz der Regierungschefs
der Länder vom 28. bis 30. Oktober 2009 Vorschläge erarbeiten, wie
die Finanzierung zur Erreichung dieses Ziels aussehen kann. Die Stra-
tegiegruppe arbeitet planmäßig an der Umsetzung ihres Mandates.
81. Abgeordnete
Cornelia
Hirsch

(DIE LINKE.)
Hält die Bundesregierung eine Einigung in der
Finanzierungsfrage innerhalb der eingerichte-
ten Strategiegruppe für realistisch, angesichts
der gravierenden Differenzen zwischen Län-
dern und Bund, die in Dresden sichtbar wur-
den, und wie zielführend ist das beim Qualifi-
zierungsgipfel 2008 formulierte Ziel der Steige-
rung der Bildungs- und Forschungsausgaben
auf 10 Prozent in Zeiten der Wirtschafts- und
Finanzkrise?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Andreas Storm

vom 2. Juni 2009
Die Vereinbarung des Qualifizierungsgipfels zum Zehn-Prozent-Ziel
bekräftigt den politischen Willen von Bund und Ländern, dass Bil-
dung und Forschung in Deutschland höchste Priorität haben.

Investitionen in Bildung und Forschung sind gerade jetzt dringend er-
forderlich, um gestärkt aus der Finanz- und Wirtschaftskrise hervorzu-
gehen. Diese Zukunftsinvestitionen sichern langfristig die Wettbe-
werbsfähigkeit Deutschlands, sorgen für Wirtschaftswachstum und
stehen somit im Einklang mit der notwendigen Haushaltskonsolidie-
rung. Mit den Maßnahmen der Konjunkturpakete hat die Bundesre-
gierung diese Prioritätensetzung eindrucksvoll unterstrichen. Die Bun-
desregierung ist zuversichtlich, dass von der Strategiegruppe gemein-
same Vorschläge für Beiträge von Bund und Ländern erarbeitet wer-
den, um das gesetzte Ziel zu erreichen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
82. Abgeordneter
Hellmut

Königshaus

(FDP)
Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor,
wie hoch die Anzahl der in der EU mit der
Entwicklungszusammenarbeit Beschäftigten
ist?
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Antwort des Staatssekretärs Erich Stather

vom 4. Juni 2009
Nach Kenntnissen der Bundesregierung beschäftigten die EU-Mit-
gliedstaaten im Jahr 2006 (neuere Erkenntnisse liegen der Bundesre-
gierung nicht vor) im Bereich der öffentlichen Entwicklungszusam-
menarbeit insgesamt 18 043 Personen. Bei der EU-Kommission arbei-
teten weitere 3 539 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in diesem Be-
reich. Diese Statistik umfasst Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen vor
Ort (EU Delegationen, Botschaften, Projektmitarbeiterinnen und -mit-
arbeiter), Lokale Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sowie die Beschäf-
tigen in den Zentralen. Weitere Informationen finden Sie im EU
Donor Atlas 2008 (http://development.donoratlas.eu/).
83. Abgeordnete
Ulla

Lötzer

(DIE LINKE.)
Wird die Bundeskanzlerin persönlich an der
Konferenz der Vereinten Nationen zur globa-
len Finanz- und Wirtschaftskrise teilnehmen,
die vom 1. bis 3. Juni 2009 in New York
stattfindet und als Treffen auf höchster Ebene
(„at the highest level“) angekündigt ist, oder
wer wird die Bundesregierung auf dieser
Konferenz ansonsten vertreten (bitte mit Be-
gründung)?
Antwort des Staatssekretärs Erich Stather

vom 29. Mai 2009
Auf der Konferenz der Vereinten Nationen zur globalen Wirtschafts-
und Finanzkrise, welche auf Wunsch der Entwicklungsländer vom
1. bis 3. Juni auf den 24. bis 26. Juni 2009 verlegt worden ist, wird die
Bundesministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung, Heidemarie Wieczorek-Zeul, die Bundesregierung vertreten.
84. Abgeordnete
Ulla

Lötzer

(DIE LINKE.)
Welchen Stellenwert misst die Bundesregie-
rung der UN-Konferenz zur Finanz- und Wirt-
schaftskrise zu auch im Vergleich zum zurück-
liegenden G20-Treffen in London und dem an-
stehenden Treffen der G8-Staaten, und wie be-
urteilt die Bundesregierung die bisherige Ar-
beit der UN-Expertenkommission unter Vor-
sitz von Joseph Stiglitz und deren veröffent-
lichte Empfehlungen (vgl. www.un.org)?
Antwort des Staatssekretärs Erich Stather

vom 29. Mai 2009
Die UN-Konferenz zur Wirtschafts- und Finanzkrise und ihren Aus-
wirkungen auf Entwicklung ist ein weiterer wichtiger Schritt, um die
internationale Kooperation bei der Reaktion auf die Auswirkungen
der Finanzkrise zu konkretisieren. Sie reiht sich ein in die fortwähren-
den Bemühungen der Bundesregierung, auch innerhalb der G20 und
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der G8, zu schnellen und effektiven Lösungen in der Bekämpfung der
aktuellen Krisen und der Vermeidung zukünftiger Krisen zu kommen.
85. Abgeordnete
Ulla

Lötzer
(DIE LINKE.)
samtherstellung: H. Heenemann Gm
anzeiger Verlagsgesellschaft mbH, A
Wie beurteilt die Bundesregierung die Inhalte
(nicht das Zustandekommen) des Entwurfs der
Abschlusserklärung der UN-Konferenz zur
Finanz- und Wirtschaftskrise, der am 8. Mai
2009 vorgestellt wurde (vgl. www.un.org) ins-
gesamt, und wie beurteilt sie insbesondere die
darin enthaltenen Vorschläge für eine bessere
Koordination nationaler Wirtschaftspolitiken
und die in Absatz 79 des Dokuments zusam-
mengefasste Schaffung neuer internationaler
Organisationen?
Antwort des Staatssekretärs Erich Stather

vom 29. Mai 2009
Zum jetzigen Zeitpunkt sind die Verhandlungen über das Abschluss-
dokument noch in vollem Gange. Der angesprochene Entwurf vom
8. Mai 2009 ist überholt und dient nicht mehr als Verhandlungsgrund-
lage. Vielmehr wurde vom Präsidenten der UN-Generalversammlung
am 18. Mai 2009 ein neuer Entwurf für das Abschlussdokument zur
UN-Konferenz veröffentlicht [http://www.un.org/ga/president/63/in-
teractive/financialcrisis/outcomedoc180509.pdf], der nunmehr die von
den UN-Mitgliedstaaten akzeptierte Verhandlungsgrundlage darstellt.
86. Abgeordnete
Ulla

Lötzer

(DIE LINKE.)
Wie beurteilt die Bundesregierung die im Ent-
wurf der Abschlusserklärung der UN-Kon-
ferenz zur Finanz- und Wirtschaftskrise ge-
machten Aussagen zu einer Aufwertung des
ECOSOC, und wie bewertet sie die dort unter
der Zwischenüberschrift 4 „Global and Regio-
nal Reserve Systems“ gemachten Aussagen
über Veränderungen beim Welt-Währungssys-
tem?
Antwort des Staatssekretärs Erich Stather

vom 29. Mai 2009
Antworten auf die gegenwärtige globale Krise müssen in globaler Ko-
operation gefunden werden. Die Vereinten Nationen können hierbei
einen wichtigen Beitrag leisten. Zu einzelnen Aspekten des Entwurfs
des Abschlussdokuments lassen sich im derzeitigen Stadium der Ver-
handlungen noch keine Aussagen machen. Auch hier gilt, dass die ak-
tuelle Verhandlungsgrundlage der Entwurf des Präsidenten der UN-
Generalversammlung vom 18. Mai 2009 ist.
Berlin, den 5. Juni 2009
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